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Amtlicher Teil 


Perſonalnachrichten 


Es ſind ernannt worden: 


zum Profeſſor an der Hochſchule für Lehrer⸗ 
bildung in Frankfurt a., O. der Profeſſor i. R. 
Dr. Otto Flug, 


zum Profeſſor an der Staatlichen Hochſchule für 
Muſik in Berlin der vollbeſchäftigte außerordentliche 
Lehrer Profeſſor Rudolph Schmidt an der 
gleichen Anſtalt unter Berufung in das Beamten- 
verhältnis, 

zum planmäßigen außerordentlichen Profeſſor 
der nichtbeamtete außerordentliche Profeſſor in der 
Mediziniſchen Fakultät der Univerſität Berlin Dr. 
Gohrbandt, 


zum Oberregierungsrat im preußiſchen Landes⸗ 
dienſt der Studienrat Dr. phil. Max Wiggert 
(ihm iſt die Dezernentenſtelle für Leibesübungen 
und körperliche Erziehung bei dem Oberpräſidenten 
in Kiel übertragen worden), 


zum Kreisſchulrat in St. Goarshauſen der bis⸗ 
herige Rektor Joſef Kiesler, 

zum Amtsrat im Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung der Regierungsober⸗ 
inſpektor Heims. 


Es ſind übertragen worden: 


dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Auguſt Fauſt in Tübingen unter Ernennung 
zum ordentlichen Profeſſor in der Philoſophiſchen 
Fakultät der Univerſität Breslau der Lehrſtuhl für 
Philoſophie, 

dem planmäßigen außerordentlichen Profeſſor 
i. e. R. Dr. Carl Frank unter Ernennung zum 
ordentlichen Profeſſor in der Philoſophiſchen Fakultät 
der Univerſität Marburg der Lehrſtuhl für Aſſyrio⸗ 
logie, 

dem Direktor der Hochſchule der bildenden 
Künſte in Karlsruhe Profeſſor Otto Haupt unter 
Ernennung zum ordentlichen Profeſſor in der Ab⸗ 
teilung für Architektur der Techniſchen Hochſchule in 
Karlsruhe der Lehrſtuhl für Architektur, 


dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. phil. habil. Alfred Kloſe unter Ernennung 
zum ordentlichen Profeſſor in der Mathematiſch⸗ 
Naturwiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität 
Berlin der Lehrſtuhl für Angewandte Mathematik, 


dem Dozenten Dr. Paul Schulz⸗Kie ſo w 
unter Ernennung zum außerordentlichen Profeſſor 
in der Rechts- und Staatswiſſenſchaftlichen Fakultät 
der Univerſität Hamburg der Lehrſtuhl für Verkehrs⸗ 
weſen und Verkehrspolttik, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. habil. Wilhelm Schütz in München unter Er⸗ 
nennung zum ordentlichen Profeſſor in der Natur⸗ 
wiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerſität Königs⸗ 
berg der Lehrſtuhl für Experimentalphyſik, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Ludwig Wolff in Göttingen unter Ernennung 
zum ordentlichen Profeſſor in der Philoſophiſchen 
Fakultät der Univerſität Marburg der Lehrſtuhl für 
Deutſche Philologie, 

dem nichtbeamteten außerordentlichen Profeſſor 
Dr. Hermann Zenckunter Ernennung zum ordent⸗ 
lichen Profeſſor der Lehrſtuhl für Muſikwiſſenſchaft 
in der Philoſophiſchen Fakultät der Univerſität 
Göttingen, 

dem Dozenten Dr. Joſef Ziegler unter 
Ernennung zum ordentlichen Profeſſor in der 
Katholiſch⸗Theologiſchen Fakultät der Staatlichen 
Akademie in Braunsberg der Lehrſtuhl für Altes 
Teſtament, 

dem Dozenten Dr. habil. Karl Auguſt Fink 
unter Ernennung zum außerordentlichen Profeſſor 
in der Katholiſch⸗Theologiſchen Fakultät der Staat⸗ 
lichen Akademie Braunsberg der Lehrſtuhl für 
Kirchengeſchichte. 


Es iſt berufen worden: 

der ordentliche Profeſſor Dr. Bernhard Roſen⸗ 
möller in Braunsberg in gleicher Dienſteigenſchaft 
an die Univerſität Breslau. 


Es iſt beauftragt worden: 


der Dr.⸗Ing. habil. Adolf Buſemann in 
Braunſchweig, in der Techniſchen Hochſchule Braun⸗ 
ſchweig die Gasdynamik in Vorleſungen und 
Übungen zu vertreten. 


Es iſt beſtätigt worden: 


die Berufung des Studienrats Heinz Schödel 

an dem ſtädtiſchen Oberlyzeum in Göttingen zum 

n einer höheren Schule der Stadt 
erden. 
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Amtliche Erlaſſe 


Allgemeine Verwaltungsſachen 


a) Für das Reich 


167. Fachbuchwerbung 1937. 


Im Auftrag des Reichsminiſters für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda veranſtaltet die Reichs⸗ 
ſchrifttumskammer im Frühjahr 1937 mit der 
Deutſchen Arbeitsfront eine umfaſſende Werbung 
für das deutſche Fachſchrifttum. Die Reichsarbeits⸗ 
gemeinſchaft für deutſche Buchwerbung iſt mit der 
Vorbereitung und Durchführung beauftragt. In 
Würdigung der Bedeutung der Fachausbildung 
und der Berufsſchulung, insbeſondere im Rahmen 
des Vierjahresplanes der deutſchen Wirtſchaſt, bitte 
ich, die Werbemaßnahmen in Ihrem Dienſtbereiche 
zu unterſtützen, in erſter Linie den Aushang des 
von dem örtlichen Buchhandel zu liefernden 
offiziellen Plakates in den Dienſträumen zu er⸗ 
möglichen und ferner den Beamten und An⸗ 
geſtellten des Dienſtbereiches den Beſuch der ört⸗ 
lichen Veranſtaltungen, der Fachbuchausſtellungen 
uſw. nahezulegen. 

Berlin, den 15. Februar 1937. 

Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, die Gemeinden 
und Gemeindeverbände ſowie die ſonſtigen 
Körperſchaften des öffentlichen Rechts. — Abdruck 
an die oberſten Reichsbehörden, die Haupt⸗ 
verwaltung der Deutſchen Reichsbahn und das 
Reichsbankdirektorium. — VIA 963/2550. 

Abſchrift zur gleichmäßigen Beachtung und ent⸗ 
ſprechenden weiteren Veranlaſſung. 
Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 

Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 10. März 1937. 

„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 

für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Graf zu Rantzau. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in 
Saarbrücken und die Herren Vorſteher der nach⸗ 
geordneten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſt⸗ 
ſtellen. — 2 II a 824 W, E IV. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 147.) 


1668. Einführung des Arbeitsbuches. 


„Nach der Dritten Bekanntmachung des Prä⸗ 
ſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung über die Einführung 
des Arbeitsbuches vom 20. Januar 1936 (Reichs⸗ 


anzeiger Nr. 19) werden vom 1. Februar 1936 ab 
die Arbeitsbücher u. a. auch für die Betriebsgruppe 
„Offentlicher Dienſt“ ausgeſtellt. Wegen der ord⸗ 
nungsmäßigen Durchführung des Verfahrens wird 
auf das Geſetz über die Einführung eines Arbeits⸗ 
buches vom 26. Februar 1935 (RGBl. I S. 311), 
auf die Erſte Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über die Einführung eines Arbeitsbuches 
vom 16. Mai 1935 (RGBl. I S. 602) und die 
ergänzende Anordnung des Präſidenten der Reichs⸗ 
anſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung vom 18. Mai 1935 (Reichsanzeiger 
Nr. 115) verwieſen. (Für die preußiſchen Dienſt⸗ 
ſtellen: Durch Runderlaß des Herrn Preußiſchen 
Finanzminiſters zugleich im Namen des Herrn 
Miniſterpräſidenten und der übrigen Herren Staats⸗ 
miniſter vom 20. März 1936, betreffend die Ein⸗ 
führung eines Arbeitsbuches — vgl. PrBeſBl. 
S. 96 —, wurde die genaueſte Beachtung dieſer 
Beſtimmungen den Behörden und Dienſtſtellen der 
preußiſchen Verwaltung zur Pflicht gemacht.) 

Bei der Durchführung dieſer Beſtimmungen ſind 
in meinem Geſchäftsbereich Zweifel über die Be⸗ 
handlung verſchiedener Gruppen von Staats⸗ 
bedienſteten entſtanden. Zur Ausräumung dieſer 
Zweifel beſtimme ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſter 
folgendes: 


I. Allgemeine Richtlinien. 


Soweit nicht im folgenden beſondere Beſtim⸗ 
mungen getroffen ſind, entſcheidet ſich die Frage 
der Arbeitsbuchpflicht nach folgenden Grundſätzen: 


A. Beamte (einſchließlich der beamteten 
Lehrer) erhalten kein Arbeitsbuch. Dies gilt auch 
für die außerplanmäßigen, einſtweilig oder auf 
Widerruf oder Kündigung angeſtellten, auftrags⸗ 
oder vertretungsweiſe beſchäftigten Beamten, die 
Beamtenanwärter und die Beamten im Vor⸗ 
bereitungsdienſt. 

B. Ruhegehalts empfänger ſind nicht 
mehr Beamte. Werden ſie wiederbeſchäftigt, ſo 
unterliegen ſie nur dann nicht der Arbeitsbuch⸗ 
pflicht, wenn fie wieder in ein öffentlich⸗rechtliches 
Dienſtverhältnis berufen werden. Werden ſie da⸗ 
gegen nur auf Grund eines privaten Dienſtvertrages 
angeſtellt, jo iſt nach $ 1 der Erſten Verordnung zur 
Durchführung des Geſetzes über die Einführung 
eines Arbeitsbuches vom 16. Mai 1935 (RGBl. I 
S. 602) die Ausſtellung eines Arbeitsbuches für ſie 


erforderlich. 
C. Die in einem privatrechtlichen Dienſt⸗ 
verhältnis ſtehenden Angeſtellten und 


ohnempfänger müſſen grundſätzlich ein 
Arbeitsbuch haben. 

D. Ob ein für eine anderweitige Tätigkeit 
beurlaubter Beamter eines Arbeits⸗ 
buches bedarf, richtet ſich nach dieſer Tätigkeit. 
Bei anderweitiger Tätigkeit in einem öffentlich⸗ 
rechtlichen Dienſtverhältnis iſt ein Arbeitsbuch nicht 
erforderlich. Wenn dagegen beurlaubte Beamte 
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auf Grund eines privaten Dienſtvertrages in einer 
anderen Verwaltung tätig ſind, bedürfen ſie als 
Angeſtellte in dieſer Verwaltung nach § 1 a. a. O. 
des Arbeitsbuches. 

Soweit Arbeitsbücher erforderlich ſind, 
ſind die dem Betriebsführer und Unternehmer 
obliegenden Verpflichtungen bei den Volksſchulen 
von dem Schulverband, bei den nichtſtaatlichen 
öffentlichen Schulen von dem Unterhaltsträger, 
im übrigen von dem Leiter der Dienſtſtelle (ſoweit 
bei den Univerſitäten ein Kurator vorhanden iſt, 
von dieſem) wahrzunehmen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 
A. Hochſchulverwaltung. 


1. Als Beamte bedürfen eines Arbeitsbuches 

nicht 

a) die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit plan⸗ 
mäßiger Vergütung einſchließlich der Ober⸗ 
ärzte, Oberaſſiſtenten und Oberingenieure, 

b) die planmäßigen Lektoren und 


c) die planmäßigen und außerplanmäßigen 
Bibliothekare. 
2. Für 

a) die außerplanmäßigen wiſſenſchaftlichen 


) 
Aſſiſtenten, 

) die außerplanmäßigen Lektoren, 

) die hauptamtlichen Lehrbeauftragten, 

) die wiſſenſchaftlichen Hilfskräfte und Lektoren 
nach Wochenſtunden, 

e) die Dozenten (Privatdozenten), 

f) die nichthauptamtlichen Lehrbeauftragten und 

g) die Mutterhausſchweſtern 


gelten die folgenden Beſtimmungen: 


Zu a: Die außerplanmäßigen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Aſſiſtenten werden ver⸗ 
traglich angeſtellt; ſie müſſen daher ein Arbeits⸗ 
buch nach § 1 a. a. O. beſitzen. 

Zu b: Die außerplanmäßigen Lektoren 
befinden ſich in einem privatrechtlichen Dienſt⸗ 
verhältnis. Auch ſie bedürfen daher nach 
§ 1 a. a. O. des Arbeitsbuches. 

Zu : Für die hauptamtlichen Lehr⸗ 
beauftragten gilt das zu b Geſagte. 

Zu d: Für die wiſſenſchaftlichen Hilfs- 
kräfte und Lektoren nach Wochen⸗ 
ſtunden iſt folgendes zu beachten: Der 8 4 
der Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
vom 18. Mai 1935 ſetzt voraus, daß nur ſolche 
Perſonen für gelegentliche kurzfriſtige Dienſt⸗ 
leiſtungen kein Arbeitsbuch erhalten, die ſonſt 
berufsmäßig Lohnarbeit nicht verrichten. Es iſt 
demnach für dieſe Lehrkräfte im Einzelfalle erſt 
zu klären, ob ſie nicht außer ihrer Tätigkeit im 
Staatsdienſt als Angeſtellte anderweitig beſchäftigt 
ſind. Iſt dies der Fall, ſo bedürfen ſie des Arbeits⸗ 
buches; wird dies verneint, ſo iſt die weitere Prü⸗ 
fung notwendig, ob dieſe Lehrkräfte im Staats⸗ 
dienſt nur gelegentliche, kurzfriſtige Dienſtleiſtungen 
im Sinne der genannten Beſtimmung erbringen. 
Für die Auslegung des Begriffes „gelegentliche, 
kurzfriſtige Dienſtleiſtungen“ iſt Abſchn. I Nr. 1 


der Bekanntmachung des Reichskanzlers über die 
Befreiung vorübergehender Dienſtleiſtungen von 
der Krankenverſicherungspflicht vom 17. November 
1913 (RGBl. I S. 756) in der Faſſung der Ver⸗ 
ordnung vom 16. Dezember 1927 (RG Bl. I S. 343) 
zugrunde zu legen. Danach liegen vorübergehende 
Dienſtleiſtungen von Perſonen, die überhaupt keine 
berufsmäßige Lohnarbeit verrichten, nur dann vor, 
wenn ſie „nur gelegentlich, insbeſondere zur 
gelegentlichen Aushilfe, ausgeführt werden und 
auf weniger als eine Woche entweder nach der 
Natur der Sache beſchränkt zu ſein pflegen oder 
im voraus durch den Arbeitsvertrag beſchränkt 
ſind“. Dieſe Vorausſetzung dürfte für die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hilfskräfte und die Lektoren nach 
Wochenſtunden in der Regel nicht erfüllt ſein. Sie 
werden deshalb regelmäßig eines Arbeitsbuches 
bedürfen. 

Zu e: Die Dozenten ſtehen zum Staat 
in keinem Vertragsverhältnis. Sie haben lediglich 
die Lehrbefugnis an einer beſtimmten Hochſchule. 
Damit entfällt für ſie die Arbeitsbuchpflicht. 

Bart Die nicht hauptamtlichen 
Lehrbeauftragten bedürfen in den 
gleichen Fällen eines Arbeitsbuches wie die wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hilfskräfte und Lektoren nach Wochen⸗ 
ſtunden (vgl. oben II A 2 d). 

Zu g: Die Mutterhausſchweſtern 
ſtehen in keinem Arbeitsverhältnis zur Univerſität. 
Arbeitgeber der Mutterhausſchweſtern ſind die 
Mutterhäuſer. Für ſie iſt mithin nichts zu ver⸗ 
anlaſſen. 


B. Verwaltung der Hochſchulen für 
Schrerbilmu ng: 


Die beauftragten Dozenten find 
aus dem gleichen Grunde wie die hauptamtlichen 
Lehrbeauftragten der Univerſitäten (vgl. oben 
IIA 2e), die Hilfslehrkräfte in den 
gleichen Fällen wie die wiſſenſchaftlichen Hilfs⸗ 
kräfte der Univerſitäten (vgl. oben II A 2 d) arbeits⸗ 
buchpflichtig. 


C. Schulverwaltung. 
1. Offentliche Volks⸗ und mittlere Schulen. 


a) Als Beamte unterliegen nicht der Arbeits⸗ 
buchpflicht u. a.: 
aa) auftrags⸗ und vertretungsweiſe beſchäftigte 

Schulamtsbewerber (bewerberinnen) und 

Mittelſchullehreranwärter (anwärterinnen), 
bb) Schulamtsbewerber (bewerberinnen), die an 
Volksſchulen in einer der durch den Haushalts⸗ 
plan des Miniſteriums für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung (für das Rech⸗ 
nungsjahr 1936: Kap. E 17 Tit. 95 A) vor⸗ 
übergehend eingerichteten Hilfslehrer (-Iehre- 
rinnen⸗) Stellen beſchäftigt werden, 
Schulamtsbewerber Ebewerberinnen) und 
Mittelſchullehreranwärter (anwärterinnen), die 
lediglich im Intereſſe ihrer Fortbildung an 
Volks⸗ und mittleren Schulen unterrichten und 
hojpitieren. Hierbei iſt es ohne Belang, ob 
den Schulamtsbewerbern (-bemerberinnen) 
Da em gewährt werden oder 
nicht. 


cc 


— 
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b) Arbeitsbuchpflichtig ſind 


aa) ſolche (ſoweit der Unterricht an Volksſchulen 
in Frage kommt: nicht in die Liſte der Schul⸗ 
amtsbewerber [⸗bewerberinnen] eingetragene) 
Lehrkräfte, die — ohne in das Beamten⸗ 
verhältnis berufen zu werden — gelegentlich 
zu vertretungs⸗ und aushilfsweiſen Be⸗ 
ſchäftigungen herangezogen werden les iſt 
hierbei jedoch von Fall zu Fall zu prüfen, 
ob nicht $ 4 der Anordnung des Präſidenten 
der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung vom 18. Mai 1935 
a. a. O. in Frage kommt), 

bp) Laienlehrkräfte und 

ec) ſtundenweiſe beſchäftigte techniſche Schulamts⸗ 
bewerberinnen. 


2. Offentliche höhere Schulen. 


a) Studienaſſeſſoren Caſſeſſorinnen), die an 
nichtſtaatlichen öffentlichen höheren Schulen be⸗ 
ſchäftigt werden, unterliegen nicht der Arbeits⸗ 
buchpflicht, da ihre Beſchäftigung ſich nicht nach 
privatrechtlichen, ſondern nach öffentlich- rechtlichen 
Grundſätzen vollzieht (ſtaatlicher Lehrauftrag). Sie 
werden nicht als Angeſtellte, ſondern als außerplan⸗ 
mäßige Beamte beſchäftigt. 

b) Studienaſſeſſoren (aſſeſſorinnen) und andere 
beamtete Lehrkräfte, die für die Tätigkeit an Privat⸗ 
en beurlaubt find, unterliegen der Arbeitsbuch» 

icht. 


3. Offentliches gewerbliches Schulweſen. 


Die an den öffentlichen gewerblichen, kauf⸗ 
männiſchen und haus wirtſchaftlichen Fachſchulen 
ſowie an den öffentlichen Berufsſchulen in einem 
privatrechtlichen Dienſtverhältnis beſchäftigten Lehr⸗ 
perſonen erhalten ein Arbeitsbuch; ſind ſie nur 
ſtundenweiſe beſchäftigt, ſo iſt zu prüfen, ob ſie 
unter $ 4 der Anordnung des Präſidenten der 
Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung vom 18. Mai 1935 a. a. O. fallen 
(vgl. hierzu das unter II A 2 d Geſagte). 


4. Landwirtſchaftliches Schulweſen. 


Die Lehrkräfte, welche Beamte des Reichs⸗ 
nährſtandes ſind, bedürfen eines Arbeitsbuches nicht. 
Für Angeſtellte des Reichsnährſtandes, die nur in 
einer privatrechtlichen Beſchäftigung als Lehrer an 
landwirtſchaftlichen Schulen tätig ſind, iſt das 
Arbeitsbuch erforderlich. 


D. Verwaltung für Volksbildung. 
1. Eines Arbeitsbuches bedürfen: 


a) die nichtbeamteten vollbeſchäftigten Lehrkräfte 
(außerordentlichen Lehrer und Stellen- 
verwalter) an den Kunſthochſchulen für die 
bildenden Künſte und für Muſik aus dem 
gleichen Grunde wie die hauptamtlichen Lehr⸗ 
beauftragten der Univerſitäten (vgl. oben 
II A2 c), 

die nichtbeamteten nicht vollbeſchäftigten Lehr⸗ 
kräfte an den genannten Hochſchulen in den 


= 


gleichen Fällen wie die wiſſenſchaftlichen Hilfs⸗ 
kräfte der Univerſitäten (vgl. oben II A 2 d), 

e) die wiſſenſchaftlichen und künſtleriſchen Hilfs⸗ 
kräfte der Muſeen, des Muſikforſchungsinſtituts 
und der Verwaltung der ſtaatlichen Schlöſſer 
und Gärten, die inſoweit den unter a genannten 
Perſonen gleichzuſtellen ſind. 


2. Wegen der Mitglieder des Staats⸗ und 
Domchores, Sänger und Knaben, die lediglich 
nebenberuflich gegen Aufwandsentſchädigungen tätig 
ſind, verweiſe ich hinſichtlich der Auslegung des $ 4 
der Anordnung des Präſidenten der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
vom 18. Mai 1935 a. a. O. auf das unter II A2 d 
Geſagte. 

3. Die techniſchen Hilfskräfte der Muſeen uſw. 
erhalten ein Arbeitsbuch. 


E. Verwaltung für körperliche 
Erziehung. 

1. Ein Arbeitsbuch iſt nicht erforderlich für die 
wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Ver⸗ 
gütung, da ſie Beamte ſind. 

2. Ein Arbeitsbuch iſt erforderlich für die im 
Angeſtelltenverhältnis beſchäftigten 


a) Sportleiter und privaten Sportlehrer, 

b) Dezernenten für Jugendpflege und körperliche 
Erziehung und 

e) Bezirksjugendwarte (wartinnen), 


auch wenn ſie als Beamte, Beamtenanwärter oder 
Beamte im Vorbereitungsdienſt für dieſe Tätigkeit 
beurlaubt ſind. 

3. Für die mit der Verwaltung einer plan⸗ 
mäßigen Aſſiſtentenſtelle betrauten Sportlehrer und 
die außerplanmäßigen Aſſiſtenten gilt das unter 
ID Geſagte. 


F. Verwaltung des Landjahres. 


Die im Angeſtelltenverhältnis ſtehenden Land⸗ 
jahrbezirksführer (-führerinnen) und Landjahr⸗ 
erzieher (erzieherinnen) ſind arbeitsbuchpflichtig, 
auch wenn ſie als Beamte, Beamtenanwärter oder 
Beamte im Vorbereitungsdienſt für das Landjahr 
beurlaubt find (vgl. hierzu aber auch ID). 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 16. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: 3ſchintzſch. 


An die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Abdruck zur 
Kenntnis an die Unterrichtsverwaltungen der 
Länder, den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken und die Herren Reichs⸗ 
ſtatthalter. — 2 IIa 716 (b). 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 147.) 
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169. Adventiſten. 


Beamten, Angeſtellten und Arbeitern der öffent⸗ 
lichen Verwaltung, die der Gemeinſchaft der 
Siebenten⸗Tags⸗Adventiſten angehören, kann aus 
e Grunde Dienſtbefreiung nicht mehr gewährt 
werden. 


Berlin, den 8. März 1937. 


Zugleich im Namen ſämtlicher Reichsminiſter, 
des Preußiſchen Miniſterpräſidenten und ſämtlicher 
Preußiſchen Staatsminiſter: 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des Innern. 
(Unterſchrift.) 


An die nachgeordneten Behörden, Gemeinden, Ge⸗ 
meindeverbände und ſonſtigen Körperſchaften des 
offentlichen Rechts. — Abdruck an die oberſten 
Reichsbehörden, den Preußiſchen Miniſterpräſi⸗ 
denten, den Preußiſchen Finanzminiſter, den 
Stellvertreter des Führers und das Reichsbank⸗ 
direktorium. — II S B 6400/568. 


. * 
* 


Abſchrift zur gleichmäßigen Anwendung. 

Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 

Berlin, den 17. März 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Kuniſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken und die Herren Vorſteher der nachgeord⸗ 
neten Reichs⸗ und preußiſchen Dienſtſtellen. — 
2 II a 1005. 

(RMinAmtsblDtſchWiſſ. 1937 S. 150.) 


170. Ablegung des Treuegelöbniſſes durch 


Angeſtellte. 


Nach den Beſtimmungen des Reichs⸗ und des 
Preußiſchen Angeſtelltentarifvertrages hat jeder An⸗ 
geſtellte durch Handſchlag dem Führer des Deutſchen 
Reiches und Volkes Adolf Hitler Treue und Ge- 
horſam ſowie gewiſſenhafte und uneigennützige Er⸗ 
füllung ſeiner Dienſtobliegenheiten zu geloben. 
Das Gelöbnis wird durch Nachſprechen der Worte 
abgelegt: „Ich gelobe: Ich werde dem Führer des 
Deutſchen Reiches und Volkes Adolf Hitler treu 
und gehorſam ſein und meine Dienſtobliegenheiten 
gewiſſenhaft und uneigennützig erfüllen.“ Die 
Ablehnung des Gelöbniſſes ſchließt die Einſtellung 
aus und berechtigt bei bereits eingeſtellten An⸗ 
geſtellten zur friſtloſen Entlaſſung. 

Ich ordne hiermit an, daß bei allen nicht 
unter die Angeſtelltentarifverträge fallenden reichs⸗ 
angehörigen Gefolgſchafts mitgliedern, die im öffent⸗ 
lichen Dienſt des Reiches oder der Länder inner⸗ 
halb meines Geſchäftsbereichs ſtehen — mit Aus⸗ 
nahme der Juden —, in gleicher Weiſe zu ver- 


fahren iſt. Andere als die vorbezeichneten Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder ſind durch Unterzeichnung fol⸗ 
gender Erklärung zu verpflichten: 


„Ich verpflichte mich, meine Dienſtobliegen⸗ 
heiten gewiſſenhaft und uneigennützig zu er⸗ 
füllen und die Geſetze und ſonſtigen Anord⸗ 
nungen des nationalſozialiſtiſchen Staates zu 
befolgen.“ 


Unter dieſe Anordnung fallen insbeſondere 
auch: 


1. die nichtbeamteten außerordentlichen Pro- 
feſſoren und Honorarprofeſſoren, 

2. die Dozenten mit und ohne Lehrauftrag, 

3. die planmäßigen Aſſiſtenten, ſoweit ſie nicht 
Beamte ſind, 

4. die außerplanmäßigen Aſſiſtenten, 

5. die Stundenaſſiſtenten bezw. Hilfsaſſiſtenten, 

6. die Lehrbeauftragten, 

7. die nichtbeamteten Lektoren, 

8. die im Vertragsverhältnis beſchäftigten und 
nicht vollbeſchäftigten Lehrer an den Kunſt⸗ 
hochſchulen, 

9. die Geiſtlichen, die ohne Berufung in das 
Beamtenverhältnis an öffentlichen Schulen 
Unterricht erteilen. 


(Dieſe Aufzählung macht keinen Anſpruch auf 
Vollſtändigkeit.) 


Außerdem ordne ich an, daß bei den Leitern 
und Lehrern der privaten Volks- und mittleren 
Schulen und der als höhere Schulen oder als 
Erſatz für öffentliche Berufs⸗ oder Fachſchulen 
ſtaatlich anerkannten Privatſchulen entſprechend zu 
verfahren iſt. 

Der Verpflichtung bedarf es nicht bei Gefolg⸗ 
ſchaftsmitgliedern, die nur für Gelegenheitsarbeiten 
eingeſtellt werden. Bei Gefolgſchafts mitgliedern, 
von denen feſtſteht, daß ſie bereits entſprechend den 
Beſtimmungen dieſes Erlaſſes verpflichtet worden 
ſind, genügt die Berufung auf die frühere Ver⸗ 
pflichtung. 

Die Verpflichtung, die das Gefolgſchaftsmitglied 
für die ganze Dauer ſeines Dienſtverhältniſſes im 
Reichs⸗ bezw. Landesdienſt bindet, iſt vor dem 
Leiter der Dienſtſtelle abzugeben, unter deſſen 
unmittelbarer Dienſtaufſicht der Angeſtellte ſteht, 
im Falle der Behinderung des Dienſtſtellenleiters 
vor ſeinem allgemeinen Vertreter. Die Leiter und 
Lehrer an Privatſchulen haben das Treuegelöbnis 
vor dem Leiter der Aufſichtsbehörde, gegebenen⸗ 
falls vor einem von dieſem für die Abnahme des 
Gelöbniſſes beſonders beſtellten Beamten ab⸗ 
zugeben. Vor Abnahme der Verpflichtung iſt das 
Gefolgſchaftsmitglied auf die Bedeutung der Ver⸗ 
pflichtung, deren Formel ihm im Zuſammenhang 
vorzuſprechen iſt, hinzuweiſen. Das Gefolgſchafts⸗ 
mitglied hat durch Handſchlag die Verpflichtung zu 
bekräftigen. Über die Abnahme der Verpflichtung 
iſt eine von dem Gefolgſchaftsmitglied und dem 
die Verpflichtung abnehmenden Beamten zu unter⸗ 
ſchreibende Niederſchrift nach folgendem Muſter 
aufzunehmen: 
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Nachweis des abgelegten Treuegelöbniſſes. 


(Behörde) (Ort) (Datum) 

Ich habe heute gemäß Erlaß des Herrn Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters für Wiſſenſchaft, Er⸗ 
ziehung und Volksbildung vom 18. März 1937 
— 2 IIT a 3084/36 WI, E II, E III c, E IV, V, 
M (b) — l das nachſtehende Gelöbnis abgegeben 
und durch Handſchlag bekräftigt: 


„Ich gelobe: Ich werde dem Führer 
des Deutſchen Reiches und Volkes Adolf 
Hitler treu und gehorſam ſein und meine 
Dienſtobliegenheiten gewiſſenhaft und un⸗ 
eigennützig erfüllen.“ 


Name des Gefolgſchaftsmitgliedes: 
Beglaubigt: 


(Name) 


(Amtsbezeichnung) 
bezw. ſtatt LI: 


folgende Erklärung abgegeben und durch Hand— 
ſchlag bekräftigt: 

„Ich verpflichte mich, meine Dienſt⸗ 
obliegenheiten gewiſſenhaft und uneigen⸗ 
nützig zu erfüllen und die Geſetze und 
ſonſtigen Anordnungen des national— 
ſozialiſtiſchen Staates zu befolgen.“ 


Die Nachweiſe ſind zu den Perſonalakten zu 
nehmen. Die beurlaubten oder aus anderen 
Gründen verhinderten Gefolgſchaftsmitglieder 
haben die Verpflichtung ſofort nach ihrer Rückkehr 
abzulegen. 

Ich erſuche, unverzüglich das hiernach Er⸗ 
forderliche zu veranlaſſen. 


Dieſer Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 18. März 1937. 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 

An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland und 
die Herren Vorſteher der nachgeordneten Reichs⸗ 
und preußiſchen Dienſtſtellen. — Abdruck zur 


Kenntnis an die Herren Reichsſtatthalter. — 
Z II a 3084/36 WI, E II, E III c, E IV, V, M (b). 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 150.) 


b) Für Preußen 


Wiſſenſchaft 
a) Für das Reich 


171. Nationalſozialiſtiſche Bibliographie. 


Auf die von dem Reichsleiter Philipp Bouhler 
herausgegebenen Monatshefte der Parteiamtlichen 
Prüfungskommiſſion zum Schutze des NS. ⸗Schrift⸗ 
tums weiſe ich hiermit beſonders hin. Ihr Bezug 
kann den wiſſenſchaftlichen Bibliotheken und den 
ſonſt in Frage kommenden Büchereien meines 
Geſchäftsbereichs wärmſtens empfohlen werden. 


Berlin, den 11. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


In Vertretung: Zſchintzſch. 
Bekanntmachung. — WE 1449 11/36 (b). 
(RMinAmtsbl Diſch Wiſſ. 1937 S. 151.) 


172. Bildung eines Forſchungsrats. 


Die großen Aufgaben, die der Vierjahresplan an 
die deutſche Wiſſenſchaft ſtellt, machen es notwendig, 
daß alle Kräfte auf dem Gebiet der Forſchung, die 
der Erfüllung dieſer Aufgaben dienen, einheitlich 
zuſammengefaßt und planmäßig eingeſetzt werden. 
Durch eine ſolche Ausrichtung beſtimmter Wiſſen⸗ 
ſchaftszweige auf das durch den Vierjahresplan 
geſteckte Ziel und durch eine planmäßige Stellung 
der Aufgaben und Verteilung der Mittel wird der 
Grundſatz der freien Forſchung nicht angetaſtet, 
da die Freiheit der Forſchung nicht in der Willkür 
der Aufgabenſtellung, ſondern in der Selbſtändigkeit 
ihres Verfahrens begründet iſt. In einem geſchicht⸗ 
lichen Augenblick, in dem der Forſchung Ziele von 
gewaltigem Umfang geſtellt ſind, deren Erreichung 
für das Volksganze lebensnotwendig iſt, bedarf 
es keiner beſonderen Begründung, daß ſich die 
Forſchung mit beſonderem Nachdruck gerade auf 
dieſen Aufgabengebieten betätigen und damit 
gegebenenfalls weniger wichtige und weniger dring⸗ 
liche Aufgaben zurückſtellen muß, auch dann, wenn 
deren Bearbeitung dem bisherigen Arbeitsgebiet 
des Forſchers oder der überkommenen Übung der 
Mittelverteilung mehr entſpricht. Um eine möglichſt 
raſche planmäßige und konſequente Durchführung 
der erforderlichen Maßnahmen ſicherzuſtellen, bilde 
ich hiermit für den Bereich der mir unterſtehenden, 
ſich mit der Forſchung befaſſenden Stellen einen 
Forſchungsrat. 

Die Einrichtung des Forſchungsrats beſeitigt die 
bisher auf dieſem Gebiete in meinem Bereich be⸗ 
ſtehenden Stellen nicht und greift in deren Zus 
ſtändigkeit und Verwaltung auch nur inſoweit ein, 
als dies die Erfüllung ſeiner Aufgaben naturgemäß 
bedingt. Er iſt jedoch nicht zu dem Zwecke errichtet, 
neben den bisherigen Stellen eine weitere Organi⸗ 
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ſation ins Leben zu rufen, die bisherige Aufgaben 
übernehmen, überwachen oder andersartig zu⸗ 
teilen ſoll. 

Die Aufgaben des Forſchungsrates ergeben ſich 
im einzelnen aus der in Abſ. 1 und 2 fixierten 
allgemeinen Zielſetzung. 

Der Forſchungsrat unterſteht meiner Aufſicht. 
Er hat folgende Organe: 


1. einen Präſidenten, 

2. einen Stellvertreter des Präſidenten, 

3. den Geſchäftsführer der Verwaltung, 

4. beſonders zu berufende Wiſſenſchaftler als 
Leiter der im Forſchungsrat zu bildenden Fach⸗ 
gliederungen, 

. einen Rechtsbeirat. 


Die Organe des Forſchungsrats werden durch 
mich berufen und abberufen. 

Zum Präſidenten des Forſchungsrats habe ich 
den Dekan und ordentlichen Profeſſor der Wehr⸗ 
techniſchen Fakultät der Techniſchen Hochſchule 
Berlin, General der Artillerie Dr. phil. b. c. Dr.⸗Ing. 
Karl Becker, zu ſeinem Stellvertreter den Chef 
des Amts Wiſſenſchaft, Staatsminiſter Dr. phil. 
Otto Wacker, berufen. 

Die übrigen Organe des Forſchungsrats werden 
auf Vorſchlag des Präſidenten demnächſt berufen 
werden. 

Die Leitung der Geſchäfte obliegt dem Präſi⸗ 
denten und bei deſſen Verhinderung ſeinem Stell⸗ 
vertreter. Der Präſident kann die Entſcheidungen 
über einzelne Angelegenheiten oder über zuſammen⸗ 
hängende Fachfragen in jeder Zeit widerruflicher⸗ 
weiſe auf die Beauftragten der einzelnen Fach⸗ 
gliederungen übertragen. Zur Mithilfe bei den 
Geſchäften und zu ſeiner Entlaſtung ſowie zur 
Führung der reinen Verwaltungsgeſchäfte ſtehen 
dem Präſidenten der Geſchäftsführer der Ver⸗ 
waltung und der Rechtsbeirat zur Verfügung. Der 
Präſident wird die überwiegend verwaltungs⸗ 
mäßigen Geſchäfte dem Geſchäftsführer der Ver⸗ 
waltung zur Erledigung übertragen. 

Zur Förderung der Geſamtüberſicht über die 
Aufgaben und zu einer gerechten planmäßigen Ver⸗ 
teilung der Mittel auf die einzelnen Fachgebiete 
dient der Hauptbeirat. Der Hauptbeirat, der vom 
Präſidenten einberufen und geleitet wird, beſteht 
aus den Organen des Forſchungsrats; ihm gehört 
ferner an der Präſident der Deutſchen Gemeinſchaft 
zur Erhaltung und Förderung der Forſchung (Deut⸗ 
ſche Forſchungsgemeinſchaft). Für den Forſchungs⸗ 
rat, der eine begutachtende und entſcheidende Stelle 
darſtellt, die ſich aus Sachverſtändigen zuſammen⸗ 
ſetzt, wird eine eigene organiſatoriſche Unter⸗ 
gliederung nicht beſtellt. Die verwaltungsmäßigen 
Geſchäfte, die Rechnungs⸗ und Kaſſenführung 
werden durch die Einrichtungen der Deutſchen 
Forſchungsgemeinſchaft durchgeführt. Der Stell⸗ 
vertreter des Präſidenten der Deutſchen Forſchungs⸗ 
gemeinſchaft, dem die Führung der verwaltungs⸗ 
mäßigen Geſchäfte der Deutſchen Forſchungs⸗ 
gemeinſchaft unterſteht, iſt zugleich Geſchäftsführer 
der Verwaltung des Forſchungsrats. Die von der 
Deutſchen Forſchungsgemeinſchaft berufenen Einzel⸗ 


[se] 


bearbeiter jind für den Bereich der Aufgaben des 
Forſchungsrats Mitarbeiter und Sachbearbeiter der 
Organe des Forſchungsrats. Darüber hinaus haben 
die Beauftragten der Fachgliederungen die Mög⸗ 
lichkeit, zu ihrer Unterrichtung und zur Begutachtung 
in einzelnen Fällen Männer ihres Vertrauens zur 
ehrenamtlichen Bearbeitung von Einzelangelegen⸗ 
heiten heranzuziehen. 

Die Bereitſtellung der erforderlichen Mittel 
erfolgt durch mich. Der Beſtand und die Aufgaben 
der Deutſchen Gemeinſchaft zur Erhaltung und 
Förderung der Forſchung (Deutſche Forſchungs⸗ 
gemeinſchaft) wird durch die Einrichtung des 
Forſchungsrats nicht berührt. 


Berlin, den 16. März 1937. 


„Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ruſt. 


An die nachgeordneten Dienſtſtellen der Preußiſchen 
Hochſchulverwaltung und die Hochſchulverwal⸗ 
tungen der Länder (außer Preußen). — WN 612. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 151.) 


b) Für Preußen 


173. Zentralſtelle für petrographiſche Vor⸗ 
und Frühgeſchichte. 


Zum Bericht vom 8. Jannar 1937 — 10131 —. 


Mit der Errichtung einer Zentralſtelle für petro⸗ 
graphiſche Vor⸗ und Frühgeſchichtsforſchung als 
Abteilung des Mineralogiſch⸗Petrographiſchen In⸗ 
ſtituts und Muſeums der Univerſität Bonn zum 
1. April 1937 erkläre ich mich einſtweilen ein⸗ 
verſtanden unter der Vorausſetzung, daß hierdurch 
der preußiſche Staatshaushalt über den Betrag 
von jährlich 600 RM hinaus nicht belaſtet wird. 

Zur Beſchaffung von Lehrmitteln für die neue 
Abteilung habe ich a beſonderen Erlaß 600 AM 
bereitgeſtellt, die noch im laufenden Rechnungsjahre 
zu verwenden ſind. 

Nach den Berichten des Inſtitutsdirektors ſoll 
der Staatszuſchuß für die Abteilung von jährlich 
600 RM zur Beſſerſtellung des mit der Durch⸗ 
führung der Unterſuchungen beauftragten wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Hilfsarbeiters dienen. Mittel für 
Perſonalausgaben ſtehen mir leider nicht mehr 
zur Verfügung. Der Zuſchuß kann nur aus Fonds 
für Sachausgaben bereitgeſtellt werden. 


Berlin, den 13. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 


Im Auftrage: Wacker. 
An den Herrn Univerſitätskurator in Bonn. — 
WD 421. 


(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 152.) 
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Erziehung 
a) Für das Reich 


174. Auswahl und Einberufung der Anwärter 
für den Schulaufſichtsdienſt. 


Durch meinen Runderlaß vom 10. Februar 1937 
— 2 II a 504 — wird mein Runderlaß vom 26. Fe⸗ 
bruar 1936 — EIA 1562 — (RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. S. 138) inſofern abgeändert, als zu⸗ 
künftig an Stelle der unter I Abſ. 2 letzter Satz vor⸗ 
geſchriebenen gutachtlichen Außerung des zuſtändigen 
Gauleiters der NSDAP. eine Außerung des Stell⸗ 
vertreters des Führers einzuholen iſt. 


Berlin, den 10. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt Berlin 
(Abteilung II), die Unterrichtsverwaltungen der 
Länder und den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland. — E Ta 302 II Z II a. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 153.) 


175. Geburtstag des Führers. 


Der diesjährige Geburtstag des Führers iſt in 
der gleichen Weiſe zu begehen, wie ich durch meinen 
Erlaß vom 17. April 1936 — E III a 788 E II a, 
E IV, E V, E VI, M — für das Vorjahr angeordnet 


habe. 
Der Erlaß wird nur im RMinAmtsbl. 
Dtſch Wiſſ. veröffentlicht. 


Berlin, den 24. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung II bis IV), 
die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Reichskommiſſar für das Saarland und die Unter⸗ 
richtsverwaltungen der Länder (außer Preußen). — 
E III a 746 E II a, E IV, EV, E VI, M. 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 153.) 


176. Schulzahnpflege. 


Eine geordnete Schulzahnpflege hat als Teil⸗ 
aufgabe der Volksgeſundheitsführung einen pflege⸗ 
riſch wie erzieheriſch gleich wichtigen Auftrag ſowohl 
ür den einzelnen als auch für das Volksganze. 
Perſönlich anregend und wertvoll im Sinne einer 
nachhaltigen Gewöhnung an Sauberkeit und 
Körperpflege, erſcheint ſie für die Gemeinſchaft 
des Volkes aus raſſepflegeriſchen und wehrpolitiſchen 
Erwägungen unerläßlich. 


Mitveranlaßt durch Erfahrungen zwingender 
Art, hat daher der für die Volksgeſundheitsführung 
zuſtändige Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter des 
Innern im Benehmen mit dem Reichszahnärzte⸗ 
führer die organiſatoriſchen Vorausſetzungen für 
eine umfaſſende Schulzahnpflege nach Maßgabe des 
Möglichen geſchaffen. Ich verweiſe auf deſſen 
Runderlaſſe vom 22. Januar 1936 — 1V b 3176/35 — 
(veröffentlicht im AMBUB. S. 144), vom 18. März 
1936 — IV C 5521 — und vom 8. Januar 1937 
— IV C 7687/36/5315 —. Pflicht der Schul- 
aufſichtsbehörden und der Lehrerſchaft iſt es nun, 
die eingeleiteten Maßnahmen zu fördern und durch 
perſönlichen Einſatz einen durchgreifenden Erfolg 
ſicherzuſtellen. Im Vertrauen auf dieſen Einſatz und 
die Einſicht der Elternſchaft wird die Mitwirkung 
der Schule bei der Zahnpflege im Einvernehmen 
mit dem Herrn Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſter 
des Innern wie folgt geregelt: 

1. Die Schulaufſichtsbehörden ſind gehalten, die 
Bemühungen der zuſtändigen Geſundheitsämter 
um Ordnung und Durchführung der Schulzahn⸗ 
pflege durch Einflußnahme auf die mir unter⸗ 
ſtellten Schulen und deren Unterhaltungsträger 
nachdrücklich zu unterſtützen und auch im übrigen 
alles zu tun, was der Ausbreitung der Organi⸗ 
ſation und der Durchführung der Maßnahmen 
förderlich erſcheint. Je nach Lage der Ver⸗ 
hältniſſe werden ſich örtlich eigene Formen der 
Unterſuchung, der Beratung, der Behandlung, 
der Finanzierung und der zahnärztlichen Stellung 
entwickeln. Ich erwarte, daß Geſundheitsämter 
und Aufſichtsbehörden in gegenſeitigem Ein⸗ 
vernehmen der Anpaſſung der Organiſations⸗ 
formen im ganzen wie der Maßnahmen im ein⸗ 
zelnen an die Vielgeſtalt der Verhältniſſe be⸗ 
ſondere Aufmerkſamkeit zuwenden. 

Reihenunterſuchungen und Beratungen werden 
im Regelfalle in der Unterrichtszeit ſtattfinden. 
Auch für Behandlungen iſt die Inanſpruchnahme 
dieſer Zeit zuläſſig, wenn beſondere Gründe 
dafür vorliegen. Im übrigen bleibt es der zu⸗ 
ſtändigen Schulaufſichtsbehörde überlaſſen, in 
Einzelfällen abweichende Anordnungen im Ein⸗ 
vernehmen mit dem zuſtändigen Geſundheitsamt 
zu treffen. Die Bereitſtellung von Schulräumen 
iſt gegebenenfalls in den vorbereitenden Be⸗ 
ſprechungen zu regeln; für Reinigung, Heizung 
und Waſchgelegenheit iſt Sorge zu tragen. 

3. In allen Fällen, in denen lediglich Beratung, 
nicht auch Behandlung erfolgt, iſt der unter⸗ 
ſuchende Zahnarzt verpflichtet, die Erziehungs⸗ 
berechtigten unter Anheimſtellen der Behandlung 
ſchriftlich auf die Schäden hinzuweiſen. Die 
Zuſtimmung des Erziehungsberechtigten iſt in 
jedem Falle vor der Behandlung einzuholen. 

4. Die techniſche Durchführung der Unterſuchung, 
Beratung und Behandlung wird der erfahrene 
Zahnarzt ganz auf die Gewinnung der kindlichen 
Mitarbeit und der jugendlichen Einſicht abſtellen. 
Eine angemeſſene Aufklärung der Klaſſe ſeitens 
des betreuenden Zahnarztes vor der Unter⸗ 
ſuchung und eine einſichtsvolle Fühlungnahme 
mit den zur Unterſuchung bzw. Behandlung 
kommenden Schülern und Schülerinnen erſcheint 
daher erforderlich. Außerdem wird der Zahnarzt 


d 
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in der Regel auf eine verſtändnisvolle Mit⸗ 

wirkung der Lehrerſchaft angewieſen ſein. Ich 

ſetze in das Verantwortungsbewußtſein und die 

Pflichtauffaſſung der Lehrer und Lehrerinnen 

aller Schularten das Vertrauen, daß ſie den 

beauftragten Zahnarzt ſowohl bei der Vor⸗ 
bereitung wie bei der Durchführung ſeiner 

Arbeiten erzieheriſch nach Kräften unterſtützen. 

Für ausreichende Aufſicht iſt ſtets Sorge zu 
tragen. 

Ferner ſoll die Mitteilung des Zahnarztes an 
die Eltern und ſonſtigen Erziehungsberechtigten 
für jeden Lehrer und Klaſſenleiter ein will⸗ 
kommener Anlaß zu deren Aufklärung ſein und 
dazu anregen, auf die Befolgung des ſchriftlich 
erteilten Rates in angemeſſener Weiſe hin⸗ 
zuwirken. 

Soll jedoch eine geordnete Schulzahnpflege auf 
erzieheriſcher Grundlage erreicht werden, ſo wird 
die Mitwirkung der Schule weſentlich weiter 
gehen müſſen. 

Der Unterricht in Naturkunde, Biologie, 
Chemie und Geſundheitslehre ſoll je nach 
Charakter der Schule und Alter der Schüler bei 
gegebener Gelegenheit auf den Bau der Zähne 
und ihre Bedeutung für den menſchlichen 
Organismus näher eingehen. Dabei wird er 
vertieft — in der Oberſtufe der weiterführenden 
Schulen auch wiſſenſchaftlich — begründen, 
warum die Pflege der Zähne und des Mundes 
für den einzelnen wie für das Volksganze 
lebensnotwendig iſt. Tafeln, Modelle, Präparate, 
Lichtbilder und Filme ſind zur Unterſtützung 
heranzuziehen. Gute Lehrmittel dieſer Art 
ſind bei Ergänzungen der Lehrmittelbeſtände 
zu berückſichtigen. 

Darüber hinaus iſt auf die Schüler aller 
Altersſtufen durch Gewöhnung an die Zahn⸗ 
bürſte, an tägliche Zahn⸗ und Mundreinigung 
ſowie an Körperpflege überhaupt fortdauernd 
erzieheriſch einzuwirken. 

Das Ziel der Schulzahnpflege iſt, in der deutſchen 
Jugend ein dauerndes Bedürfnis zur Zahnpflege 
zu entwickeln ſowie den Willen zu einfacher, geſunder 
Ernährung und Lebensführung nachhaltig zu ſtärken. 
Praktiſch muß erreicht werden, daß künftig keine 
deutſche Frau dauernden Schaden leidet, weil dieſe 
erzieheriſche Pflicht vernachläſſigt wurde, und kein 
deutſcher Mann vom Wehrdienſt zurückgeſtellt zu 
werden braucht, weil ſeine Wehrfähigkeit durch 
ſchadhafte Zähne und damit zuſammenhängende 
körperliche Schäden herabgeſetzt iſt. 

Berlin, den 12. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland, die Herren Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen), die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten, den Herrn Stadtpräſidenten der 
Hauptſtadt Berlin und den Reichszahnärzte⸗ 
führer. — E II a 3086/36 (b). 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 153.) 


Stu 


177. Buchbeſtellungen durch die Schulen. 


Das nachſtehende Schreiben des Herrn Präſi⸗ 
denten der Reichsſchrifttumskammer bringe ich zur 
Kenntnis mit dem Erſuchen, entſprechend zu ver⸗ 
fahren: 

„Betrifft Buch „Die ariſche Frau im 
Wandel der Jahrtauſende“ von Profeſſor 
Theodor Pugel, Verlag M. O. Groh, Dresden. 

Mir iſt bekannt geworden, daß die Dresdner 
Verlagsgeſellſchaft M. O. Groh das obengenannte 
Buch vorzugsweiſe an Mädchenſchulen im Wege 
des Reiſebuchhandels anbietet. Ich bitte Sie, zu 
veranlaſſen, daß die Schulen von Beſtellungen auf 
dieſes Buch abſehen bzw. bereits getätigte Verträge 
wieder rückgängig machen, da für die Innehaltung 
der Verträge ſeitens der Abnehmer keine rechtliche 
Verpflichtung beſteht. Ich habe den Verlag Groh 
am Anfang des vergangenen Jahres darauf hin⸗ 
gewieſen, daß ich gegen die Verbreitung des Buches 
ſtärkſte Bedenken habe. Der Verlag hat ſich mir 
gegenüber verpflichtet, das Buch im Inland nicht 
herauszubringen. Nachdem er dieſe Verpflichtung 
nicht eingehalten hat, habe ich ihn erſucht, die 
Weiterverbreitung mit ſofortiger Wirkung zu unter⸗ 
laſſen, und habe die Geheime Staatspolizei gebeten, 
das Buch bei Auftauchen einzuziehen und ſicher⸗ 
zuſtellen.“ 

Berlin, den 16. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Minifter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), die Herren Regierungs⸗ 
präſidenten (Abteilung für Kirchen und Schulen), 
die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), den Herrn Stadtpräſidenten der Reichs⸗ 
hauptſtadt und den Herrn Reichskommiſſar für 
das Saarland in Saarbrücken. — EIIIa 494 Ella. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 154.) 


178. Reichswerbe⸗ und Opfertag für das 
Deutſche Jugendherbergswerk 1937. 


Ich erkläre mich damit einverſtanden, daß der 
Reichswerbe- und Opfertag für das Deutſche 
Jugendherbergswerk, der vorqusſichtlich am 
17./18. April 1937 ſtattfindet, in den Schulen 
bekanntgemacht wird und den Schülern und 
Schülerinnen — außerhalb der Unterrichtsſtunden — 
Sammelhefte zur Sammlung in ihrem Freundes- 
und Verwandtenkreiſe ausgehändigt werden. Auch 
die Abrechnung der Sammlung hat durch den 
Vertrauenslehrer für das Jugendherbergswerk 
außerhalb der Unterrichtsſtunden ſtattzufinden. 
Eine Sammlung innerhalb der Schule iſt unzuläſſig. 

Die nachgeordneten Dienſtſtellen ſind hiervon in 
Kenntnis geſetzt worden. 


Berlin, den 16. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 
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An den Reichsverband für Deutſche Jugend— 
herbergen, Berlin, Klopſtockſtraße 47. — Abdruck 
zur Kenntnisnahme an die Unterrichtsverwal⸗ 
tungen der Länder (außer Preußen), den Herrn 
Reichskommiſſar für das Saarland in Saar⸗ 
brücken, die Herren Oberpräſidenten (Abteilung 
für höheres Schulweſen), den Herrn Stadt- 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin (Ab⸗ 
teilung II und III) und die Herren Regierungs- 
präſidenten. — E III b 700 E II a. 


(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 154.) 


179. Abergangsbeſtimmungen zur Vereinheit⸗ 
lichung des höheren Schulweſens. 


A. Allgemeines. 


Im Anſchluß an meine bisherigen Erlaſſe zur 
Vereinheitlichung des höheren Schulweſens be— 
auftrage ich die Schulaufſichtsbehörden, auf Grund 
der nachſtehenden Richtlinien für die Übergangszeit 
Anordnungen zu treffen und die Schulleiter mit den 
notwendigen Weiſungen zu verſehen. 

Für die Jungenſchulen iſt grundlegend, daß in 
der Hauptſchulform, der Oberſchule, zwei Pflicht— 
fremdſprachen gelehrt werden und daß die dritte 
Fremdſprache in der Oberſtufe in der Regel nur als 
Wahlfach betrieben wird. Die Oberſtufe der Ober- 
ſchule für Jungen gabelt ſich in einen ſprachlichen 
und einen naturwiſſenſchaftlich-mathematiſchen 


Zweig. 

Die Oberſchule für Mädchen erhält auf der 
Oberſtufe die ſprachliche oder die hauswirtſchaftliche 
Form (Frauenſchule) oder beide nebeneinander. 
Neben Engliſch als erſter wird in der ſprachlichen 
Form der Oberſtufe Franzöſiſch als zweite Fremd— 
ſprache gelehrt. 


B. Höhere Jungenſchulen, die Oſtern 1937 in die 
grundſtändige Hauptform umgewandelt werden. 


J. Die Sprachenfolge. 


1. Die Sexta (Anfangsklaſſe) beginnt Oſtern 
1937 mit Engliſch. 

2. Die erſte Fremdſprache, die vor Oſtern 1937 
begonnen iſt, wird weitergeführt. 

3. Für die Klaſſen, die mit der zweiten Fremd⸗ 
ſprache noch nicht begonnen haben, gilt nachſtehende 
Sprachenfolge: 

Auf Engliſch oder Franzöſiſch als erſte Fremd⸗ 
ſprache folgt Latein. 

Auf Latein als erſte Fremdſprache folgt Engliſch 
als Hauptfremdſprache. 

4. Die zweite Fremdſprache beginnt ſchon im 
bevorſtehenden Schuljahr in Quarta (im dritten 
Schuljahr der höheren Schule). 

5. Iſt mit der zweiten Fremdſprache bereits 
begonnen, ſo wird ſie weitergeführt. 

6. Iſt mit der dritten Fremdſprache noch nicht 
begonnen, ſo wird erſt mit der Oberſekunda eine 
lebende Fremdſprache als Wahlpflichtfach ein⸗ 
geführt. Die durch den Wegfall einer Sprache frei⸗ 
gewordenen Stunden werden in erſter Linie den 
Fächern der deutſchkundlichen Gruppe (Deutſch, 
Geſchichte, Erdkunde, Zeichnen, Muſik) zugewieſen. 


Sind die beiden erſten Fremdſprachen lebende 
Sprachen, ſo kann als Wahlpflichtfach der Oberſtufe 
auch Latein eingeführt werden. Iſt die dritte 
Fremdſprache Engliſch, ſo iſt ſie Pflichtfach und ſetzt 
in derſelben Klaſſe ein wie bisher. 

7. Iſt mit der dritten Fremdſprache bereits be⸗ 
gönnen, jo iſt ſie weiterzuführen. 

8 In dem naturwiſſenſchaftlich⸗mathematiſchen 
Zweig fällt die dritte Fremdſprache fort. 


MET bau der Obe pſt u fe 


1. Die Schüler der jetzigen Oberſekunda legen 
Oſtern 1938 die Reifeprüfung ab. Es muß erreicht 
werden, daß der Lehrſtoff der bisherigen Abſchluß⸗ 
klaſſe (0 J) durch geeignete Sichtung und Verteilung 
in den weſentlichen Grundzügen mitverarbeitet wird. 
Eine Gabelung kommt für dieſe Klaſſe nicht in Frage. 

2. Die Schüler der jetzigen Unterſekunda werden 
Oſtern 1939 die Schule verlaſſen. Der Lehrſtoff der 
bisherigen Oberſtufe iſt in geeigneter Weiſe auf 
zwei Jahre zu verteilen. 

Beim Übergang in die Oberſekunda wird die 
Gabelung in einen ſprachlichen und in einen natur⸗ 
wiſſenſchaftlich⸗-mathematiſchen Zweig nach den an— 
liegenden Plänen durchgeführt. 

3. Die Schüler der jetzigen Obertertia werden 
in die Oberſtufe überführt und legen nach drei 
Jahren, d. h. Oſtern 1940, die Reifeprüfung ab. 
Der Stoff von Ul und O II iſt im erſten Jahr 
der Oberſtufe zuſammenzufaſſen. Auch in dieſer 
Klaſſe wird die Gabelung entſprechend Ziff. 2 durch— 
geführt. Damit werden im Schuljahr 1937 in allen 
Schulen zwei Klaſſen (a und b) als erſtes Jahr der 
Oberſtufe nebeneinander geführt werden. 

Schüler, die Oſtern 1937 das Klaſſenziel der 
Unterſekunda nicht erreicht haben, ſind der aus den 
Obertertianern zu bildenden Oberſekunda zu— 
zuteilen. 

4. Die Schüler der künftigen 0 III treten 
Oſtern 1938 in die Oberſtufe ein (vgl. Ziff. 3). In 
die Stoffpläne der O III 1937 iſt ein Teil des 
Lehrſtoffes der U II — mit Ausnahme der etwa 
beginnenden dritten Fremdſprache — zu über⸗ 
nehmen. 


C. Die übrigen Schulformen. 


J. Gymnaſien. 


Die Gymnaſien, die nach der Schulplanung in 
Zukunft als Nebenform noch beſtehen bleiben, haben 
die Sprachenfolge: 

Latein (Sexta), Griechiſch (Quarta), Engliſch 

(Oberſekunda). 

Danach werden Oſtern 1937 dieſe Schulen in 
der Quarta nicht mit einer neuen Fremdſprache, 
ſondern mit Griechiſch beginnen. Iſt mit der 
zweiten oder mit der dritten Fremdſprache bereits 
begonnen, ſo werden ſie weitergeführt. Ein Stunden⸗ 
gewinn wird auf die Fächer der deutſchkundlichen 
Gruppe übertragen. N a 

Auch die Obertertianer der Gymnaſien werden 
Oſtern 1937 in die Oberſtufe überführt. Der Lehr⸗ 
ſtoff der U II wird in der O II miterarbeitet. Die 
Oberſtufe der Gymnaſien, die als ſolche erhalten 
bleiben, wird nicht gegabelt. 
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II. A uf bau year 


Alle Einzelanordnungen für dieſe Schulen haben 
davon auszugehen, daß Engliſch als erſte Fremd⸗ 
ſprache der Anfangsklaſſe und Latein als zweite 
Fremdſprache von der 0 III an gelehrt wird. Es 
beginnen deshalb alle dieſe Schulen Oſtern 1937 
in beiden Eingangsklaſſen (vgl. meinen Erlaß 
E III a 200 vom 3. März 1937) mit Engliſch. Sit 
mit einer Sprache bereits begonnen, ſo wird ſie 
weitergeführt. Eine weitere lebende Fremdſprache 
kann auf der Oberſtufe mit 3 Stunden wahlfrei 
betrieben werden. Sind die beiden erſten Fremd⸗ 
ſprachen lebende Fremdſprachen, ſo kann als Wahl⸗ 
pflichtfach der Oberſtufe Latein eingeführt werden. 

Die Anweiſungen B II 1—4 gelten ſinngemäß 
mit der Einſchränkung, daß die Oberſtufe nicht 
gegabelt wird. 


III. Mädchenſchulen. 


Für die Sprachenfolge der Übergangszeit gilt 
der Grundſatz, daß Engliſch als erſte Fremdſprache 
von Sexta und — mit Ausnahme der Frauen⸗ 
ſchule — Franzöſiſch als zweite Fremdſprache von 
O II an betrieben wird. Wo mit Franzöſiſch bereits 
begonnen wurde, iſt daneben von U III an Engliſch 
verſtärkt auf Koſten des Franzöſiſchen zu betreiben. 

Die gymnaſialen und realgymnaſialen Formen 
der Mädchenſchule werden von Oſtern 1937 an mit 
der unterſten Klaſſe beginnend ſtufenweiſe um⸗ 
gewandelt. Die Mädchenklaſſen, die mit Latein als 
erſter und Engliſch als zweiter oder dritter Fremd⸗ 
ſprache ſchon begonnen haben, werden mit der bis⸗ 
herigen Sprachenfolge weitergeführt. Wo mit 
Griechiſch noch nicht begonnen iſt, iſt ſtatt deſſen 
Engliſch bzw. Franzöſiſch zu lehren. Im übrigen 


iſt anzuſtreben, daß Engliſch ſchon in der Mittelſtufe 
Hauptfremdſprache wird. 

Für den Übergang der Obertertia und der nach⸗ 
folgenden Klaſſen in die Oberſtufe gelten die gleichen 
Anordnungen wie für die Jungenſchulen unter 
Ziff. B II 3. Danach werden im Schuljahr 1937 
auch in allen Mädchenſchulen zwei Oberſekunden 
als erſtes Jahr der Oberſtufe nebeneinander geführt. 
Für die hauswirtſchaftliche Form gelten die für die 
Frauenſchulen erlaſſenen Beſtimmungen. 


IV. Nichtvollanſtalten. 


Auf dieſe Schulen ſind die vorſtehenden Richt⸗ 
linien für die Übergangsmaßnahmen ſinngemäß 
anzuwenden. Schüler mit dem Verſetzungszeugnis 
für U Il können entweder auf die Oberſtufe einer 
entſprechenden Vollanſtalt übergehen oder durch 
erfolgreichen Beſuch der U II wie bisher die Mittel⸗ 
ſtufe abſchließen. 


Berlin, den 20. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Ku ft. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräfidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin, den Herrn Reichs⸗ 
kommiſſar für das Saarland und die Unterrichts⸗ 
verwaltungen der Länder (außer Preußen). — 
E III a 750/37 (a). 


(RMinAmtsblOtſch Wiſſ. 1937 S. 155.) 


* 
Anlage. 
Stundenplan der Abergangsbeſtimmungen. 
Schuljahr 1937/38. 
E — 2 155 a 232 = Ein 1 2 
E l2:| S % 2. 2 S „ b 18833 
Schulart ‚Ss 38 E 2 | 5 = 8 8 BR 32183 855 85 &8 S8 
& 2 8 ie — 2 3 322 2 2 8 — — — 
e 35 | BEE 5 az BSH | s 
Oberſchule für Zungen | VI | 3 2 | 2 | 2 | 2 | en | ah Ser | Dee | = 
3 J | —— 
a) Sprachlicher Zweig | OU 2 4 4 4 
€ 3 z 2 1 2 2 = 
b) Mathemat. = natur: 5 5 
wiſſenſchaftl. Zweig] O II 2 2 4 2 2 =) 
Oberſchule für Mädchen] VI | 3 5 1 | 2 | 2 2 2 | 2 2 — — 4 | 6 — | — 
Aufbauſchule für | 
F UIIII 3 6 4 2 2 1 2 — — — 1 5 6 — — 
Aufbauſchule für | 
Mädchen UIII 8 5 4 2 | 2 2 2 2 3 — = 5 6 — — 
Gymnaſtum ur 3 | 2 | 2 | 2 2 | 2 | = — — * ee 
| | 


*) Dazu 3 Stunden naturwiſſenſchaftlich mathematiſche Arbeitsgemeinſchaften. 
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b) Für Preußen 
180. Geburtstag Ludwig Ahlands. 


Am 26. April 1787, alſo vor 150 Jahren, wurde 
Ludwig Uhland geboren. Ich erſuche, dafür zu 
ſorgen, daß am 26. April d. Is. alle mir unterſtellten 
Schulen in würdiger Weiſe des großen Dichters 
gedenken. 


Berlin, den 19. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage Bojunga. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder, den 
Herrn Reichskommiſſar für das Saarland, die 
Herren Regierungspräſidenten, die Herren Ober⸗ 
präſidenten (Abteilung für höheres Schulweſen) 
und den Herrn Stadtpräſidenten der Reichs⸗ 
hauptſtadt Berlin (Abteilung für höheres Schul⸗ 
weſen und Abteilung für Volks- und Mittelſchulen). 
E II a 3173/37 E III, E IV, E V. 

(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 157.) 


181. Einführung in den neuzeitlichen Muſik⸗ 
unterricht an Volksſchulen. 


Im Muſikheim in Frankfurt a. / O. wird in der 
Zeit vom 3. Mai bis 26. Juni 1937 der 23. ſtaat⸗ 
liche Lehrgang durchgeführt. 

Das Thema lautet: „Grundlagen muſiſcher Er⸗ 
ziehung.“ 

Die Regierungspräſidenten in Königsberg, 
Breslau, Lüneburg, Osnabrück, Hannover und 
Kaſſel ſind beauftragt worden, geeignete Lehrkräfte 
ihres Bezirks unter gewiſſen Vorausſetzungen zu 
dieſem Lehrgang zu entſenden. Teilnahmeberechtigt 
ind auch Lehrperſonen aus den Ländern Olden⸗ 
burg, Lippe und Thüringen; die zuſtändigen 
Landesregierungen werden dieſerhalb das Erforder- 
liche veranlaſſen. 

Im Hinblick auf die Bedeutung des neuzeitlichen 
Muſikunterrichts an Volksſchulen mache ich auf 
den Lehrgang beſonders aufmerkſam. 


Berlin, den 9. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


Bekanntmachung. — E II b Frankfurt 1/37 Va. 
(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 157.) 


182. Privatunterricht an Juden. 


1. Es beſtehen keine Bedenken dagegen, jüdiſchen 
Antragſtellern bei Vorliegen der nach den all⸗ 
gemeinen Vorſchriften erforderlichen Voraus⸗ 
ſetzungen die Erlaubnis zum Privatunterricht an 
jüdiſche Schüler (Schülerinnen) zu erteilen. 

2. Jüdiſchen Miſchlingen kann die Erlaubnis 
zum Privatunterricht an jüdiſche Schüler (Schüle⸗ 
rinnen) nur ausnahmsweiſe mit meiner beſonderen 
Genehmigung erteilt werden. 


3. Die Unterrichtserlaubnis im Falle 1 und 2 
ſoll ſich in der Regel auf die Erteilung von Privat⸗ 
unterricht an jüdiſche Schüler (Schülerinnen) be⸗ 
ſchränken. Jüdiſche Miſchlinge ſind, ſoweit ſie nicht 
ausnahmsweiſe zum Beſuch einer jüdiſchen Schule 
zugelaſſen ſind, nicht von jüdiſchen Lehrkräften oder 
Lehrkräften, die jüdiſche Miſchlinge ſind, zu unter⸗ 
richten. 

4. Bei jüdiſchen Turn⸗, Sport- und Gymnaſtik⸗ 
lehrern oder lehrerinnen im freien Beruf beſtehen 
keine Bedenken, von der Erfüllung der in der 
Prüfungsordnung für Turn⸗, Sport- und Gymnaſtik⸗ 
lehrer (lehrerinnen) im freien Beruf und den hierzu 
ergangenen Übergangs- und Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 30. Oktober 1936 — K I 8132/21. 8. 
E II b, E IV, Z IIa — (RMinAmtsblOtſch Wiſſ. 
S. 497) geforderten Fortbildungsverpflichtungen 
und Anerkennungsbedingungen abzuſehen. Sie 
müſſen jedoch eine nach Ziff. 2 des genannten Rund⸗ 
erlaſſes von mir anerkannte Prüfung abgelegt haben. 
Soweit hiernach an jüdiſche Turn⸗, Sport⸗ und 
Gymnaſtiklehrer (lehrerinnen) Unterrichtserlaubnis⸗ 
ſcheine erteilt oder verlängert werden, erſuche ich, 
mir hierüber unter Angabe von Name, Ort, Sport- 
arten und Zeitpunkt der abgelegten Prüfung bis 
zum 1. Juni 1937 zu berichten. 

5. In allen Fällen iſt Vorausſetzung für die 
Erteilung der Unterrichtserlaubnis, daß gegen die 
politiſche Haltung der Antragſteller (Antragſtelle⸗ 
rinnen) keine Bedenken beſtehen. 


Berlin, den 12. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Bojunga. 


An die Herren Regierungspräſidenten (Schul⸗ 
abteilung), den Herrn Stadtpräſidenten der 
Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung für Mittel⸗ 
und Volksſchulen) und den Herrn Reichskommiſſar 
für das Saarland in Saarbrücken. — E Ile 300 
Kata, EI SE IV, E J. 

(RMinAmtsbl Otſch Wiſſ. 1937 S. 157.) 


183. Kirchenamtszulage für Volksſchullehrer. 


Nach $ 11 Buchſt. a des Volksſchulfinanzgeſetzes 
dürfen vom 1. April 1937 an Kirchenamtszulagen 
an die Inhaber vereinigter Schul- und Kirchen- 
ämter nicht mehr aus der Landesſchulkaſſe gezahlt 
werden. 

Bis zu einer endgültigen Regelung der An⸗ 
gelegenheit haben die Herren Regierungspräſidenten 
folgendes zu veranlaſſen: 

Für die Volksſchullehrer, die nach bisherigem 
Recht über den 31. März 1937 hinaus aus einem 
vereinigten Schul⸗ und Kirchenamt eine Kirchen⸗ 
amtszulage nach $ 18 des Volksſchullehrer⸗Beſol⸗ 
dungsgeſetzes zu beanſpruchen haben, iſt für die 
Zeit vom 1. April 1937 an eine neue Auszahlungs⸗ 
anordnung nach dem neuen Formblatt 156 RO. 
über ihre ſämtlichen Dienſtbezüge zu erlaſſen (vgl. 
auch Runderlaß vom 5. März 1937 — E IIe 599 —). 
Darin iſt anzuordnen, daß dem Lehrer von der 
an die Gemeinde zu zahlenden Dienſtwohnungs⸗ 
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und ſonſtigen Sachwertevergütung ein Betrag in 
Höhe der bisherigen Kirchenamtszulage, gekürzt 
nach den allgemeinen Vorſchriften, zu belaſſen iſt. 


Beiſpiel: 


(Spalte) 
AM ae 
Grinogehalt 2 400,— Kirchenamtszulage 
F 2 am 31. März 
Wohnungsgeldzuſchuß . . 39,50 DD 
—— ab Ku 
zufammen . . 464,50 22 2 9,90 
ab Kürzung (22 v. H. minus — 
Fr 5 bleiben . . 35,10 
9 095 für den Beſoldungs⸗ 9981 (Hiervon Steuerabzug.) 
e e 5 
(Hiervon Steuerabzug.) 
Von dem Lehrer für die Von den 46 RM werden 
Gemeinde einzuziehen: dem Lehrer als Kirchen⸗ 
Dienſtwohnungs⸗ und Sach⸗ amtszulage 35,10 RM 
werte vergütung 46,— belaſſen. Den infolge⸗ 


deſſen von dem Lehrer 

nur einzuziehenden Reſt 

von 10,90 RM erhält 
die Gemeinde. 


Sollten Zahlſtellen die neue Auszahlungs⸗ 
anordnung zum 1. April 1937 nicht mehr befolgen 
können, weil inzwiſchen nach dem bisherigen Ver⸗ 
fahren gezahlt worden iſt, muß der an die Ge- 
meinde zuviel gezahlte Betrag (in dem Beiſpiel 
35,10 RM) bei der Erhebung der Stellenbeiträge 
wieder eingezogen und dann von den Ausgaben 
abgeſetzt werden. Die Gemeinde wäre ſonſt um 
dieſen Betrag bereichert, da ſie einen Sonder⸗ 
beitrag für Kirchenamtszulagen an die Landes⸗ 
ſchulkaſſe nicht mehr zu zahlen hat. 


Berlin, den 18. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrag: Frank. 


An die Herren Regierungspräſidenten und den 
Herrn Stadtpräſidenten der Reichshauptſtadt 
Berlin (Abteilung für Volks⸗ und Mittel⸗ 
ſchulen). — E II e 497. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 157.) 


184. Anterricht in den ländlichen Berufs⸗ 
ſchulen. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Reichs⸗ und 
Preußiſchen Miniſter des Innern und dem Herrn 
Preußiſchen Finanzminiſter ordne ich folgendes an: 


1. Die jährliche Unterrichtsſtundenzahl in den 
ländlichen Berufsſchulen ſoll künftig auf 160 Stunden 
erhöht werden. 

2. Der Unterricht in den ländlichen Berufs⸗ 
ſchulen iſt im Sommer und Winter zu erteilen. Wo 
eine ſtärkere unterrichtliche Belaſtung der Winter⸗ 
monate nicht zu umgehen iſt, iſt darauf Bedacht zu 
nehmen, daß der landwirtſchaftliche Unterricht, der 
der täglichen Arbeit des land wirtſchaftlichen Lehr⸗ 


lings folgt, möglichſt gleichmäßig über Sommer und 
Winter verteilt wird. 

3. Der pflichtmäßige Beſuch der ländlichen 
Berufsſchule iſt auf zwei Jahre zu beſchränken. Zum 
zweijährigen Beſuch der ländlichen Berufsſchule 
ſind alle nicht mehr volksſchulpflichtigen unverhei⸗ 
rateten Jugendlichen unter 18 Jahren verpflichtet. 
Die Schulberufspflicht endigt ſpäteſtens mit dem 
Ablauf des Schulhalbjahres, das dem Schulhalbjahr 
vorausgeht, in dem die Schüler das 18. Lebensjahr 
vollenden. 

4. Wenn die Verhältniſſe in einzelnen Kreiſen 
eine Erhöhung der Stundenzahl zur Zeit noch nicht 
zulaſſen, ſo iſt eine Beſchränkung der Stundenzahl 
auf 120 Stunden im Jahre ausnahmsweiſe zu 
geſtatten. Die Berufsſchulpflicht dauert in dieſen 
Fällen, wie bisher, drei Jahre. Eine Verteilung der 
Unterrichtsſtunden auf Sommer und Winter iſt 
auch in dieſem Falle wenn irgend möglich vor- 
zunehmen. 

Soweit dieſe Anordnungen den beſtehenden 
Kreisſatzungen entgegenſtehen, ſind dieſe zu be⸗ 
richtigen. 

Berlin, den 19. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Herren Regierungspräſidenten. — Abdruck 
zur Kenntnisnahme an die Unterrichtsverwal⸗ 
tungen der Länder. — E V 260 (b). 


(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 158.) 


Volksbildung 


a) Für das Reich 


185. Preisausſchreiben. 


Aufruf. 

Durch die Wiederaufbauarbeit des National- 
ſozialismus hat das Leben für den deutſchen Men⸗ 
ſchen aller Stände wieder einen tieferen Sinn 
erhalten. Jeder Volksgenoſſe aber hat das Recht 
und auch die Pflicht, an der geiſtigen Erneuerung 
und dem kulturellen Schaffen des deutſchen Volkes 
teilzunehmen. Hierbei Helfer und Mittler zu ſein, 
iſt Aufgabe des Buches. Wir wiſſen, daß zahlreiche 
Volksgenoſſen, beſonders auf dem Lande, ſich ſelbſt 
keine umfaſſende Bücherei zulegen können. Wir 
wiſſen aber auch, daß gerade innerhalb der Dorf- 
gemeinſchaft und hier wieder beſonders von der 
ländlichen Jugend der Mangel an wirklich gutem 
Leſeſtoff ſtark empfunden wird. 

Hier kann die Errichtung einer Dorfbücherei 
Abhilfe bringen. Die Beſchaffung einer ſolchen 
Bücherei wird aber nur bei gemeinſchaftlichem 
Einſatz aller Dorfgenoſſen gelingen! 

Wir begrüßen daher das vom „Unterausſchuß 
für öffentliche Dorfbüchereien“ veranſtaltete Preis⸗ 
ausſchreiben: 


„Die deutſche Dorfbücherei“ 
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ganz beſonders und fordern hiermit die uns unter⸗ 
ſtellten Verbände und Organiſationen zur nach⸗ 
drücklichen Förderung und Beteiligung an dem 
Preisausſchreiben auf. 


R. Walther Darre 
Reichsbauernführer, Reichs- und Preußiſcher Miniſter für 
Ernährung und Landwirtſchaft, Reichsleiter der NSDAP. 

Dr. Goebbels Ru ſt 
Reichspropagandaleiter der Reichs⸗ und Preußiſcher 
NSDAP. und Reichs⸗ Miniſter für Wiſſenſchaft, 
miniſter für Volksaufklärung Erziehung und Volksbildung. 
und Propaganda. 
Viktor Lutze 
Stabschef der SA. 
Hühnlein 
Korpsführer des NSKK. 
Baldur von Schirach 


Der Jugendführer des 
Deutſchen Reiches. 


Heinrich Himmler 
Reichsführer SS. 
Gertrud Scholtz-Klink 
Reichsfrauenführerin. 
Fritz Wächtler 


Reichswalter des NE.- 
Lehrerbundes und Gauleiter. 


* 


Preisausſchreiben 
„Die deutſche Dorfbücherei“. 
Zu beantworten ſind folgende Fragen: 


A. Wie denken wir uns die Zuſammenſetzung einer 
dem ganzen Dorfe zur Verfügung ſtehenden 
Ra wenn dieſe etwa 500 RM koſten 
oll? 

Anzugeben ſind Verfaſſer, Titel und wenn 
möglich Preis jedes vorgeſchlagenen Buches. 
Der Geſamtpreis von 500 RM ſoll nur An⸗ 
haltspunkt ſein. 

B. Wie geſtalten wir einen Werbeabend für die 
Beſchaffung einer Dorfbücherei? 

C. Welche weiteren Möglichkeiten haben wir, um 
Mittel für die Dorfbücherei aufzubringen? 

D. Wie denken wir uns die Unterbringung der 
Dorfbücherei und wie ſoll der Verleih der 
Bücher eingerichtet werden? 

Die Beantwortung jeder Frage ſoll jeweils 
auf einem beſonderen Blatt erfolgen. Sie 
ſoll kurz und in einfachen Sätzen gehalten ſein. 


An Preiſen ſind ausgeſetzt: 


1. Preis: eine Dorfbücherei im Werte von 200 RM. 
Zuſatzpreis: zweitägiger Aufenthalt für 
einen vom Preisgericht durch das Los 
beſtimmten Vertreter der preistragenden 
Gemeinſchaftsgruppe anläßlich der 
Reichsnährſtandsausſtellung München 
1937 (zuzüglich je einen Tag für Hin⸗ 
und Rückfahrt, Hotelaufenthalt, Reiſe⸗ 

en koſten und Verpflegungsgeld). 

2. Preis: eine Dorfbücherei im Werte von 150 RM. 

Zuſatzpreis wie oben. 

3. Preis: eine Dorfbücherei im Werte von 100 RM. 

5 Zuſatzpreis wie oben. 

4. Preis: eine Dorfbücherei im Werte von 75 RM. 

g Zuſatzpreis wie oben. 

5. bis 20. Preis: 16 Buchreihen im Werte von 

je 40 RM 


a 


21. bis 50. Preis: 30 Buchreihen im Werte von 
je 20 RM, 

51. bis 200. Preis: 150 Buchreihen im Werte von 
je 12 RM. 


Beſitzer der Dorfbücherei iſt die Dorfgemeinde. 
Die preistragende Gruppe trägt zuſammen mit dem 
Hoheitsträger des Reichsnährſtandes (Ortsbauern⸗ 
führer) dafür Sorge, daß eine ausreichende Unter⸗ 
bringung, Unterhaltung und Ausbau der Bücherei 
durch die Gemeinde gemwährleiftet iſt. 


Preisgericht und Preisverteilung: 


Das Preisgericht beſteht aus den vom Reichs- 
bauernführer beſtimmten Mitgliedern des „Unter⸗ 
ausſchuſſes für öffentliche Dorfbüchereien“ ſowie je 
einem Vertreter des Reichsminiſteriums für Volks⸗ 
aufklärung und Propaganda, des Reichsminiſteriums 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, der 
SS., SA., NSKK., HJ. (zugleich für BDM. und 
Landjugend), NSF. und NSL. 

Die Preisverteilung erfolgt auf der Reichs- 
nährſtandsausſtellung München 1937. 


Bedingungen: 


1. Eine Beteiligung von Einzelperſonen iſt nicht 
geſtattet. Beteiligen dürfen ſich nur dörfliche Ge— 
meinſchaftsgruppen l(einſchließlich landwirtſchaftliche 
Gutsbetriebe), Einheiten der SS., SA., NS K., 
HJ., BDM., Ortsgruppen der NSDAP. oder NS. 
Frauenſchaft, Schulklaſſen uſw. oder Gemeinſchafts⸗ 
gruppen, beſtehend aus Angehörigen und Nicht⸗ 
angehörigen dieſer Formationen u. ä., die ſich zum 
Zwecke der Beteiligung am Preisausſchreiben zu— 
ſammengefunden haben. 

.Die Einſendung der Löſung muß bis 
ſpäteſtens 15. April 1937 erfolgt ſein. Zu be- 
antworten ſindſämtliche Fragen. Teillöſungen 
ſind vom Wettbewerb ausgeſchloſſen. 

3. Die Antworten müſſen in geſchloſſenem 
Briefumſchlag, der mit einem Kennwort verſehen 
iſt, eingeſandt werden. In einem zweiten ge- 
ſchloſſenen Umſchlag, der das gleiche Kennwort 
trägt, iſt Name und Anſchrift aller zu der Gemein⸗ 
ſchaftsgruppe gehörenden Perſonen aufzuführen. 
Weiter iſt anzugeben, ob und welcher Formation 
(Schulklaſſe uſw.) der einzelne angehört. 

4. Das Preisgericht entſcheidet endgültig unter 
Ausſchluß des Rechtsweges bis ſpäteſtens zum 
15. Mai 1937. Die Verkündigung der preistragenden 
Gemeinſchaftsgruppen erfolgt auf der Reichs⸗ 
nährſtandsausſtellung in München. Darüber hinaus 
erfolgt Einzelbenachrichtigung der preistragenden 
Gemeinſchaftsgruppen ſowie Bekanntgabe in Preſſe 
und Rundfunk. 5 

5. Die Einſendungen gehen mit allen Rechten 
in das Eigentum des Reichsnährſtandes über. Sind 
mehrere Einſendungen gleichwertig, ſo entſcheidet 
das Los. 

6. Die Einſendungen find an den unter⸗ 
zeichneten Ausſchuß zu richten: 


„Unterausſchuß für öffentliche Dorfbüchereien“, 
Berlin W; 35, Tiergartenſtraße 2. 


* * 
* 
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Wird hiermit zur Kenntnisnahme veröffentlicht. 
Berlin, den 24. März 1937. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: von Staa. 


Bekanntmachung. — Vb 601/37 E III a 90 E II. 
(RMinAmtsblDtſch Wiſſ. 1937 S. 158.) 


b) Für Preußen 


Körperliche Erziehung 
uf e ehe e 


a) Für das Reich 


186. Arbeitstagung der Sachbearbeiter für 
Leibeserziehung an Schulen und Hochſchulen 
in der Führerſchule Neuſtrelitz. 


Vom 22. (21. März 1937 Anreiſetag) bis zum 
25. März 1937 (Abreiſetag) findet in der Führer⸗ 
ſchule des Berliner Hochſchulinſtituts für Leibes⸗ 
übungen in Neuſtrelitz eine Arbeitstagung der 
Sachbearbeiter für Leibeserziehung an Schulen 
und Hochſchulen ſtatt, die der Beſprechung aller 
auf dem Gebiete der körperlichen Erziehung 
ſchwebenden Fragen und der Aufſtellung eines 
einheitlichen Arbeitsplanes für das Jahr 1937 
dient. An dieſer Tagung nehmen teil: die Direk⸗ 
toren der preußiſchen und außerpreußiſchen Hoch⸗ 
ſchulinſtitute für Leibesübungen (bei Berlin auch 
die Abteilungsleiter), die Sportärzte bei den Hoch⸗ 
ſchulinſtituten für Leibesübungen, der Direktor 
und die Abteilungsleiter der Reichsakademie für 
Leibesübungen, der Leiter und die Lehrgangsleiter 
der Führerſchule in Neuſtrelitz, die Referenten für 
körperliche Erziehung bei den Unterrichtsverwal⸗ 
tungen der Länder, die Dezernenten für Leibes⸗ 
übungen und körperliche Erziehung bei den preu⸗ 
ßiſchen Oberpräſidenten, die Dezernenten für Leibes⸗ 
übungen und körperliche Erziehung bei den preu⸗ 
ßiſchen Regierungspräſidenten, die hauptamtlichen 
Dozenten (Dozentinnen) für Leibeserziehung an 
den preußiſchen und außerpreußiſchen Hochſchulen 
für Lehrer⸗ und Lehrerinnenbildung, die Gau⸗ 
referenten für körperliche Erziehung im National⸗ 
ſozialiſtiſchen Lehrerbund. 

Sämtliche männlichen Teilnehmer an der Tagung 
erhalten während der Tagung freie Unterkunft und 
Verpflegung in der Führerſchule Neuſtrelitz; außer⸗ 
dem ſind den preußiſchen Teilnehmern Reiſekoſten 
und — für den An⸗ und Abreiſetag — Tagegelder 
nach Maßgabe der preußiſchen Reiſekoſtenbeſtim⸗ 
mungen feſtzuſetzen. 

Die Unterbringung der Teilnehmerinnen erfolgt 
außerhalb der Führerſchule. Den preußiſchen 
Teilnehmerinnen ſind daher neben den Reiſekoſten 
die Tage- und Übernachtungsgelder nach Maßgabe 
der preußiſchen Reiſekoſtenbeſtimmungen für die 
ganze Tagungsdauer zu gewähren. 

Die für die preußiſchen Teilnehmer (Teilnehme⸗ 
rinnen) — ausgenommen die Dezernenten für 
Leibesübungen und körperliche Erziehung bei den 


preußiſchen Oberpräſidenten — feſtzuſetzenden Reiſe⸗ 
koſten und Tagegelder ſind zunächſt von der örtlich 
zuſtändigen Univerſitäts⸗ bzw. Hochſchul⸗ bzw. 
Regierungshauptkaſſe vorſchußweiſe zu zahlen und 
mir mit Rückſicht auf den bevorſtehenden Schluß 
des Rechnungsjahres bis zum 6. April 1937 unter 
Beifügung der vorgeſchriebenen Reiſekoſten⸗ 
rechnungen, verſehen mit dem Feſtſtellungsvermerk 
und der Richtigkeitsbeſcheinigung, zur Erſtattung 
anzumelden. 

Die Dezernenten für Leibesübungen und körper⸗ 
liche Erziehung bei den preußiſchen Oberpräſidenten 
haben die entſtehenden Reiſekoſten und Tagegelder 
aus ihrem Fondsanteil bei Kap. 173 Tit. 27 der Rech⸗ 
nung meiner Verwaltung für 1936 zu verrechnen. 
Sofern dieſer nicht ausreicht, iſt an mich zu berichten. 

Den außerpreußiſchen Teilnehmern (Teilnehme⸗ 
rinnen) kann ich zu meinem Bedauern für die 
Reiſekoſten keine Mittel zur Verfügung ſtellen. 

Ich erſuche, demgemäß das Weitere zu ver⸗ 
anlaſſen. 

Berlin, den 20. Februar 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Unterrichtsverwaltungen der Länder (außer 
Preußen), den Herrn Reichskommiſſar für das 
Saarland in Saarbrücken, die Herren Preußiſchen 
Oberpräſidenten, die Herren Preußiſchen Re⸗ 
gierungspräſidenten, die Herren Direktoren der 
preußiſchen Hochſchulen für Lehrer- und Lehre⸗ 
rinnenbildung, die Herren Kuratoren der preu⸗ 
ßiſchen Univerſitäten, die Univerſitätskuratorien 
in Frankfurt a. M. und Köln (bei Köln über 
den Herrn Staatskommiſſar daſelbſt), den Herrn 
Kurator der Univerſität und der Techniſchen 
Hochſchule in Breslau, die Herren Rektoren der 
Techniſchen Hochſchulen in Aachen und Hannover, 
den Herrn Rektor der Bergakademie in Clausthal⸗ 
Zellerfeld (durch den Herrn Berghauptmann 
dafelbit). — K Ia 8143/16. 2. 1937 (179), K II, 


WL, EI (a). (R minamtsblDtſchWiſſ. 1937 S. 160.) 


b) Für Preußen 


187. Lehrgang zur Ausbildung von Schwimm⸗ 
lehrern und Schwimmlehrerinnen. 


Das Hochſchulinſtitut für Leibesübungen in 
Berlin führt vom 2. bis 14. Auguſt 1937 einen 
Lehrgang zur Ausbildung von Schwimmlehrern 
und Schwimmlehrerinnen für ſolche Bewerber und 
Bewerberinnen durch, die die Turnlehrbefähigung 
bereits erworben haben und dieſe durch die Lehr⸗ 
befähigung für Schwimmen ergänzen wollen. 

Als Altersgrenze der Teilnehmer ſetze ich für die 
Frauen das 35., für die Männer das 40. Lebensjahr 
feſt. Die Zulaſſung zu dem Lehrgang erfolgt auf Grund 
einer Aufnahmeprüfung, der die Bedingungen des 
Grundſcheines der DLRG. zugrunde liegen. 

Die Teilnahme an dem Lehrgang iſt koſtenlos. 
Die Prüfungsgebühr beträgt 13 RM. Reiſekoſten⸗ 
beihilfen und Verpflegungszuſchüſſe können nicht 
gewährt werden. Meldungen ſind unmittelbar an 
das Hochſchulinſtitut für Leibesübungen, Berlin 
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NW 7, Luiſenſtraße 56, zu richten und müſſen bis 
zum 18. Juli 1937 eingegangen ſein. Lebenslauf, 
Zeugnisabſchriften, Beſcheinigungen für etwaige 
Beſchäftigung im Schuldienſt und die Urſchrift des 
Turnlehrerzeugniſſes ſind beizufügen. 

Ich ermächtige Sie, den Lehrern und Lehre⸗ 
rinnen gegebenenfalls Urlaub zu erteilen, ſoweit die 
Unterrichtsverhältniſſe es zulaſſen. 


Berlin, den 13. März 1937. 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Krümmel. 


An die Herren Oberpräſidenten (Abteilung für 
höheres Schulweſen), den Herrn Stadtpräſidenten 
der Reichshauptſtadt Berlin (Abteilung II und III) 
und die Herren Regierungspräſidenten. — K 1 
8108 BIn/23. 2. E II, E III. 

(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 160.) 


Landjahr 
a) Für das Reich 


b) Für Preußen 
188. Krankenverſorgung im Landjahr 1937. 


Die Verſorgung der Landjahrpflichtigen in 
Krankheitsfällen regelt ſich im Landjahr 1937 nach 
den für 1936 gültigen Beſtimmungen mit der Maß⸗ 
gabe, daß künftig auch die Unfallkrankenkoſten in 
das mit den Spitzenverbänden der Krankenkaſſen 
uſw. abgeſchloſſene Abkommen einbezogen werden. 
Es iſt alſo auch bei Unfällen, die eine Heilbehandlung 
erforderlich machen, nach dem Runderlaß vom 
28. April 1936 — 1 1602150 — (RMinAmtbl. 
DtſchWiſſ. S. 213) zu verfahren. Die hiernach den 


vermittelnden Kaſſen erſtatteten Koſten ſind in einer 

beſonderen Nachweiſung in einfachſter Form zu 

vermerken und für die ſpätere Abrechnung mit der 

Agrippina bereitzuhalten. Hierüber folgt noch be- 

ſonderer Erlaß. 

Im übrigen ſind mir vom Reichsverband der 
Ortskrankenkaſſen folgende nicht unberechtigte 
Wünſche vorgetragen worden, die im Intereſſe 
einer reibungsloſen Abwicklung des Geſchäfts⸗ 
verkehrs künftig zu beachten ſein werden: 

1. Genaue Ausfüllung der verwendeten Bor- 
drucke. g 

2. Der Vordruck „Überweiſung eine — Landjahr⸗ 
pflichtigen an die Allgemeine Ortskrankenkaſſe 
inn (Anl. 1 zum Erlaß L 1602150) 
iſt doppelt (im Durchſchreibeverfahren) aus⸗ 
zufertigen und ſofort nach Eintritt des Krank⸗ 
heitsfalles der Krankenkaſſe (nicht dem Arzt) zu⸗ 
zuſtellen. 

3. Derſelbe Vordruck iſt wie folgt zu ergänzen: 
Unter III iſt noch die Art der Erkrankung und 
unter IVa 1 und b 1 das Geburtsdatum der 
Eltern einzuſetzen. 

Zur genauen Ausfüllung der Ziff. 6 ſind die 
Landjahrpflichtigen anzuhalten, eine Beſcheini⸗ 
gung der Krankenkaſſe der Eltern über deren 
Kaſſenzugehörigkeit beizubringen, am zweck⸗ 
mäßigſten bereits bei der Aufnahme ins Landjahr. 

4. Auf die Einhaltung der Abrechnungsfriſten (zwei 
Wochen) iſt hinzuwirken. 

Ich erſuche, das hiernach Erforderliche zu ver— 
veranlaſſen. 

Berlin, den 19. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
Im Auftrage: Dahnke. 
An die Herren Regierungspräſidenten (unmittelbar). 


L 160/176. 
(RMinAmtsbl DtſchWiſſ. 1937 S. 161.) 


189. Geldwirtſchaft des Landjahres in Preußen. 


Im Einvernehmen mit dem Herrn Preußiſchen Finanzminiſter und der Preußiſchen 
Oberrechnungskammer ſind die Beſtimmungen über die Geldwirtſchaft des Landjahres in 
Preußen neu bearbeitet und ergänzt worden. Sie werden nachſtehend veröffentlicht und 
gelten vom Rechnungsjahre 1937 ab. Meine Runderlaſſe vom 18. März 1935 — L 1500/50 — 
nebſt Ergänzungen vom 25. März 1936 — L 1500/35 —, vom 1. Juni 1935 — L 1509/5 —, 
3. Juni 1935 — L 2014/70 —, 27. Juni 1935 — L 1500/75 —, 31. Juli 18% Lund 
Tr/4 —, 26. November 1935 — L 1500/106 —, 9. Januar 1936 — L 1500/124 — und 
25, Juni 1936 — L 2500/76 — treten mit Ablauf des Rechnungsjahres 1936 außer Kraft. 


Abſchnitt J. 


Staatshaushalt — Landjahr. 


1. Die Einnahmen und Ausgaben des Landjahres ſind in den Staatshaushalt unter 


den nachſtehenden Bezeichnungen aufgenommen: 
Einnahmen: 
Ausgaben: Kap. 184. 
W Verwaltungsausgaben: 


Kap. 34 Tit. 28: Landjahr. 


Allgemeines. 


it. 3: Hilfsleiſtungen durch nichtbeamtete Kräfte. 6; E 
Tit. 11: Unterſtützungen für ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter, für aus⸗ 
geſchiedene ſtaatliche Angeſtellte und Arbeiter ſowie für Hinter⸗ 


bliebene von ſolchen. 
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Tit. 26: Anmietung, Herrichtung und Ausſtattung der Landjahrlager. 
Tit. 27: Reiſekoſten der Landjahrbezirksführer. 
Tit. 35: Unfall- und Haftpflichtverſicherung. 


Tit. 51: Betriebsmittel der Landjahrlager. 
Tit. 52: Anſchaffung der Bekleidung. 


Tit. 54: Schulung der Landjahrerzieher. 
Tit. 55: Unvorhergeſehene Ausgaben. 


2. Die vorausſichtlichen Einnahmen und Ausgaben werden in den Kaſſenanſchlag der 
Regierungshauptkaſſe jedes Aufnahmebezirkes eingeſetzt. Der Regierungspräſident iſt 
Anweiſungsbehörde für die Einnahmen und Ausgaben, die in ſeinem Aufnahmebezirk durch 
das Landjahr entſtehen. Näheres enthalten die Ausführungen unter Abſchn. I Nr. 3. Zu 
einem Aufnahmebezirk gehören auch diejenigen preußiſchen Landjahrlager, die außerhalb 
der Grenzen des betreffenden Regierungsbezirkes in einem benachbarten nichtpreußiſchen 
Lande oder in einem benachbarten preußiſchen Regierungsbezirk, der ſelbſt nicht Aufnahme⸗ 


3. Für die Einnahmen und Ausgaben iſt im einzelnen folgendes zu beachten: 

a) Die Landjahrerzieher haben für die in den Lagern oder auf Fahrten aus Land⸗ 
jahrmitteln gewährte Unterkunft und Verpflegung eine Entſchädigung von 
monatlich 33 RM (oder täglich 1,10 RM) an die Staatskaſſe zu zahlen. Die 
Staatliche Kreiskaſſe iſt anzuweiſen, dieſe Entſchädigung von den Dienſtbezügen 
einzubehalten und bei Kap. 34 Tit. 28 zu vereinnahmen. 

Etwaige ſonſtige Einnahmen ſind ebenfalls bei dieſem Titel nachweiſen zu 
laſſen. Die geſetzlichen Beiträge der Gemeinden zu den Koſten des Landjahres 
werden bei der Generalſtaatskaſſe durch Einbehaltung von Gemeindeanteilen an 
der Einkommen- und Körperſchaftsſteuer vereinnahmt. Etwaige weitere Zuſchüſſe 
von Dritten werden ebenfalls bei der Generalſtaatskaſſe vereinnahmt. Das 
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Sächliche Verwaltungsausgaben: 
Tit. 36: Krankenverſorgung. 
Allgemeine Haushaltsausgaben: 
Tit. 53: Transportkoſten. 
bezirk iſt, angemietet ſind. 
Einnahme. 
Erforderliche wird von mir veranlaßt. 
Dienſtbezüge. b) 


Unterſtützungen. 


Anmietung, Her⸗ 

richtung und Aus⸗ 

ſtattung der Land⸗ 
jahrlager. 


Die den Landjahrerziehern zuſtehenden Dienſtbezüge ſind durch Runderlaſſe 
beſonders geregelt. Über die Zahl der verfügbaren Erzieherſtellen geht den 
Regierungspräſidenten ein Stellenplan zu. Die Dienſtbezüge der Landjahr⸗ 
bezirksführer und ihrer Hilfskräfte, die ebenfalls durch den Stellenplan genehmigt 
ſein müſſen, ſind auf die Regierungshauptkaſſe, die Dienſtbezüge der Landjahr⸗ 
erzieher auf die Staatliche Kreiskaſſe zur Zahlung aus Kap. 184 Tit. 3 anzuweiſen. 
Die Bewilligung von Unterſtützungen für Landjahrbezirksführer und ihre Hilfs⸗ 
kräfte ſowie für Landjahrerzieher aus Kap. 184 Tit. 11 behalte ich mir in jedem 
Falle vor. Unterſtützungsanträge ſind mir daher mit einer eingehenden Stellung⸗ 
nahme vorzulegen. Dabei iſt ein Unterſtützungsbetrag vorzuſchlagen. Da die 
Mittel für Unterſtützungen äußerſt knapp bemeſſen ſind, kommt eine Bewilligung 
nur bei beſonderer Notlage in Frage. 

Die nach meinen Richtlinien (Runderlaſſe vom 29. November 1934 — UIIP 
2500/5 —, vom 30. Januar 1935 — L 2500/27 IT — und vom 25. November 
1935 — L 2500/63 —) vertraglich geregelten Mietbeträge für die Landjahrlager 
ſind auf die Staatliche Kreiskaſſe oder — wo es zweckmäßig erſcheint — auf die 
Regierungshauptkaſſe zur Zahlung aus Kap. 184 Tit. 26 anzuweiſen. In Aus⸗ 
nahmefällen können Vorſchüſſe bis zur 725 des Mietbetrages für drei Monate 
angewieſen werden. Die Vorſchüſſe müſſen in kürzeſter Friſt abgedeckt ſein. Der 
äußerſte Termin iſt der 1. Dezember. Soweit der Vermieter bei entſprechend 
gekürzten Mieten die Koſten für Waſſer, Licht, Heizung, Reinigung der Bettwäſche 
und Handtücher ſowie für bauliche Inſtandhaltung nicht übernommen hat, ſind 
ſie vom Regierungspräſidenten zur Zahlung aus Kap. 184 Tit. 26 beſonders 
anzuweiſen. Der Lagerführer hat zu dieſem Zweck auf den betreffenden Rech⸗ 
nungen die Richtigkeit zu beſcheinigen und ſie dem Regierungspräſidenten zu 
überſenden. 

Der Vermieter muß gegen einen übermäßigen Verbrauch des Lagers an 
Waſſer, Licht und Heizung geſchützt ſein. Es empfiehlt ſich daher, durch das 
Preußiſche Hochbauamt den Normalverbrauch feſtſtellen zu laſſen, zu deſſen 
übernahme der Vermieter ſich gegebenenfalls durch Nachtragsvertrag zu ver⸗ 
pflichten hat. Die Koſten des etwaigen Mehrverbrauchs müſſen aus dem Miet⸗ 
fonds (Kap. 184 Tit. 26) gezahlt werden. Dieſe Regelung muß künftig ſtets 
angewandt werden, wenn ſich aus dem übermäßigen Verbrauch eines Lagers 
bereits Schwierigkeiten mit dem Vermieter ergeben haben. Der Lagerführer iſt 
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für den Mehrverbrauch verantwortlich zu machen und gegebenenfalls zum Erſatz 
der Koſten heranzuziehen. 


Ferner ſind aus Kap. 184 Tit. 26 zu beſtreiten: 


für die ohne Einrichtung angemieteten und für die ſtaats⸗ 
eigenen Lager die Koſten der Beſchaffung und Ergänzung des ſtaat⸗ 
lichen Inventars; 

außerdem für die ſtaatseigenen Lager die Koſten des Ausbaus und 
der baulichen Unterhaltung, für Waſſer, Licht, Heizung und Reinigung der 
Lagerwäſche ſowie ſonſtige Abgaben und Laſten (der eingangs erwähnte 
Runderlaß vom 25. Juni 1936 — L 2500/76 — iſt hierdurch überholt); 


die auf die Staatskaſſe entfallende Urkundenſteuer der Mietverträge. 


Die Ausgaben dürfen nur im Rahmen der durch den Kaſſenanſchlag zur 
Verfügung geſtellten Mittel geleiſtet werden. Soweit die Koſten für die Be⸗ 
ſchaffung und Ergänzung des Inventars, den Ausbau und die bauliche Unter⸗ 
haltung den Betrag von 500 RM im Einzelfall überſteigen, iſt mir zu berichten. 

über die Abgeltung von Schadenserſatzanſprüchen des Vermieters (aus 
Kap. 184 Tit. 55) kann der Regierungspräſident bis zur Höhe von insgeſamt 
50 RM gemäß Abſchn. I, 31 ſelbſtändig entſcheiden. Bei höheren Anſprüchen 
iſt mir wie bisher ſpäteſtens bis zum 15. März des abzuſchließenden Rechnungs⸗ 
jahres zu berichten und gleichzeitig mit anzugeben, ob die vorgeſchlagene Ent⸗ 
ſchädigung aus den Kaſſenanſchlagsmitteln bei Kap. 184 Tit. 55 beſtritten 
werden kann. 

e) Die Landiahrbezirtsführer erhalten zur Beſtreitung der Reiſekoſten eine Pauſchal⸗ Reiſekoſten 
vergütung von monatlich 200 RM. Sie iſt monatlich im voraus durch die Re⸗ ee 
gierungshauptkaſſe zahlen und bei Kap. 184 Tit. 27 nachweiſen zu laſſen. ee 

f) Die Zahlung der Prämien für die Unfall⸗ und Haftpflichtverſicherung der Land- unfall⸗ und Haft 
jahrerzieher und Landjahrpflichtigen einſchl. der Kameradſchaftsführer und a 
Mädelſchaftsführerinnen aus Kap. 184 Tit. 35 wird von mir veranlaßt werden. Verler 
Die Krankenverſorgung der Landjahrpflichtigen einſchl. der Kameradſchaftsführer j 
und e (Kap. 184 Tit. 36) iſt durch Runderlaſſe beſonders 
geregelt. 

g) Bezüglich der Betriebsmittel für die Landjahrlager (Kap. 184 Tit. 51) verweiſe Betriebsmittel. 
ich auf die Ausführungen unter Abſchn. II und III dieſes Erlaſſes. 

h) Die Koſten für die Bekleidung der Landjahrpflichtigen find auf die Regierungs⸗ Belleidung. 
hauptkaſſe zur Zahlung aus Kap. 184 Tit. 52 anzuweiſen. Für die Beſchaffung 

der Bekleidung gelten meine beſonderen Runderlaſſe. 

i) Die Koſten für die Beförderung der Landjahrpflichtigen in die Lager und zurück Transporte. 
in die Heimat ſowie für die Reiſen der Begleitperſonen trägt der Staat. Wegen 
der Koſtenregelung verweiſe ich auf die entſprechenden Runderlaſſe. 

Die Fahrtkoſten bei Urlaubsreiſen der Landjahrpflichtigen, die nur in äußerſt 
dringenden Fällen (3. B. wegen ernſter Erkrankungen oder Todesfälle von nächſten 
Familienangehörigen) beurlaubt werden dürfen, haben grundſätzlich die Er⸗ 
ziehungsberechtigten (Eltern) zu tragen. Nur wenn dieſe dazu wirtſchaftlich nicht 
in der Lage ſind, können die Fahrtkoſten auf die Staatskaſſe übernommen und zur 
Zahlung aus Kap. 184 Tit. 53 angewieſen werden. Dieſelbe Regelung gilt bei 
Todesfällen von Landjahrpflichtigen für die Koſten des Leichentransportes in 
die Heimat. Die von den Verſicherungen übernommenen Entſchädigungs⸗ 
leiſtungen für den Todesfall müſſen von den Transportkoſten abgeſetzt werden. 
Wegen der ſonſtigen Koſten bei Todesfällen wird auf Abſchn. I, 31 verwieſen. 

k) Über die Schulung der Landjahrerzieher, Einrichtung von Schulungslagern und Schutung der 
Bereitſtellung der dazu erforderlichen Mirtel (Kap. 184 Tit. 54) werde ich jeweils Landzahrerzieher. 
beſonders entſcheiden. 

J) Folgende unvorhergeſehene Ausgaben können aus Kap. 184 Tit. 55 unvorhergeſehene 
geleiſtet werden: Ausgaben. 

Reiſekoſtenvergütungen der Landjahrerzieher nach Stufe IV 
der Reiſekoſtenbeſtimmungen für die preußiſchen unmittelbaren Staatsbeamten. 
Jede Dienſtreiſe muß vor Antritt vom Regierungspräſidenten genehmigt ſein, 
der ſorgfältig zu prüfen hat, ob ein dringender dienſtlicher Anlaß für die Reiſe 
vorliegt. Wenn die Abweſenheit eines Landjahrerziehers vom Lagerort aus 
dienſtlichen Gründen nur weniger als 12 Stunden dauert, iſt vorſtehende Be⸗ 
ſtimmung nicht anzuwenden; in dieſem Falle iſt nach Abſchn. III, 4 d zu verfahren. 

Umzugskoſten der Landjahrbezirksführer und -erzieher, wenn die 
Verſetzung nur im dienſtlichen Intereſſe (alſo nicht auf eigenen Antrag) erfolgt. — 
Erſtattungsfähig ſind die Fahrkoſten 3. Klaſſe, bei mehr als 100 km auch die 


Bereitſtellung der 
Mittel. 


Geldbedarfs⸗ 
anmeldung. 
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etwaigen Schnell- und Eilzugszuſchläge, Tage⸗ und Übernachtungsgelder für die 
Landjahrbezirksführer nach Stufe 111 der Reiſekoſtenbeſtimmungen und für die 
Landjahrerzieher nach Stufe IV, ferner die tatſächlich entſtandenen notwendigen 
Auslagen für die Beförderung des Gepäcks und des etwa vorhandenen Umzugs⸗ 
guts; bei Verheirateten auch die Fahrkoſten 3. Klaſſe der Familienangehörigen.— 
Die Koſten für die Anreiſe ins Lager bei Landjahrbeginn und für die Abreiſe 
aus dem Lager am Schluß des Landjahrs müſſen die Erzieher ſelbſt tragen. Dieſe 
Regelung gilt entſprechend für Erzieher, die im Laufe des Landjahrs eintreten 
oder ausſcheiden. Die Vorſchriften über die Fahrkoſten der Transportbegleiter 
werden hierdurch nicht berührt. Diejenigen Erzieher (Anwärter), die während 
eines Landjahres mit Unterbrechung beſchäftigt werden, haben lediglich die durch 
den erſten Beſchäftigungsauftrag entſtehenden Reiſekoſten ſelbſt zu tragen. — Den 
verheirateten Landjahrerziehern kann auch bei erſtmaligem Dienſtantritt im 
Landjahr zu den Fahrkoſten der Familienangehörigen und zu den Koſten der 
Beförderung des etwa vorhandenen Umzugsguts eine Beihilfe bis zu 80 v. H. 
der nachgewieſenen notwendigen Auslagen gewährt werden. 

Reiſezuſchüſſe für Erziehungsberechtigte zum Beſuch lebensgefährlich 
erkrankter Landjahrpflichtiger unter nachſtehenden beſonderen Vorausſetzungen. 
Wird bei lebensgefährlicher Erkrankung eines Landjahrpflichtigen eine Reiſe der 
Erziehungsberechtigten (Eltern, Vormund) zum Landjahrlager oder zu dem 
Krankenhaus, in dem der Landjahrpflichtige untergebracht iſt, notwendig, fo 
haben grundſätzlich die Erziehungsberechtigten die durch die Reiſe entſtehenden 
Koſten ſelbſt zu tragen. Wenn ſie hierzu nach Prüfung ihrer wirtſchaftlichen Ver⸗ 
hältniſſe nicht in der Lage erſcheinen, kann ihnen auf einen entſprechend begründeten 
Antrag ein angemeſſener Zuſchuß zu den durch die Reiſe und die Anweſenheit 
am Aufenthaltsort des Landjahrpflichtigen entſtehenden Koſten bewilligt werden. 
Eine Reiſe beider Erziehungsberechtigten wird nur dann als notwendig angeſehen 
werden können, wenn nach der ärztlichen Anſicht mit dem Ableben des Landjahr⸗ 
pflichtigen gerechnet werden muß. Wenn eine ſchwierige Operation vorgenommen 
werden muß, zu deren Ausführung die vorherige Zuſtimmung der Erziehungs⸗ 
berechtigten erforderlich iſt, wird zu prüfen ſein, ob die Reiſe beider Eltern 
erforderlich iſt. Der Zuſchuß iſt von dem Regierungspräſidenten des Aufnahme⸗ 
bezirks anzuweiſen. Nötigenfalls kann der für den Heimatort des Landjahr⸗ 
pflichtigen zuſtändige Regierungspräſident (Stadtpräſident der Reichshauptſtadt 
Berlin und Reichskommiſſar in Saarbrücken) einen angemeſſenen Vorſchuß zahlen 
laſſen, den er zwecks Erſtattung und Anrechnung auf den Reiſezuſchuß ſofort dem 
Regierungspräſidenten des Aufnahmebezirks mitzuteilen hat. (Der eingangs 
erwähnte Runderlaß vom 1. Juni 1935 — L 1509/5 — iſt hierdurch überholt.) 

Bei Todesfällen von Landjahrpflichtigen die Koſten eines Sarges in 
einfacher Ausführung und eines Kranzes. — Die Übernahme der Koſten des 
Sarges in voller Höhe auf die Staatskaſſe kommt nur bei gänzlicher Mittelloſigkeit 
der Erziehungsberechtigten in Frage; ſonſt iſt lediglich eine angemeſſene Beihilfe 
zu gewähren. Die Erziehungsberechtigten ſind ſtets darauf hinzuweiſen, daß fie 
verpflichtet ſind, dieſe Koſten ſelbſt zu tragen, und der Staat nur eine Beihilfe 
gewähren kann. Wegen der Überführungskoſten wird auf Abſchn. 1,3 i Abi. 2 
verwieſen. Wenn in beſonderen Fällen die Teilnahme eines Landjahrerziehers 
an der Beiſetzung am Heimatort des Landjahrpflichtigen angezeigt erſcheint, kann 
dem Erzieher eine Reiſekoſtenvergütung gemäß Abſchn. I, 31 Abſ. 1 gewährt 
werden. — Die Koſten für die Grabſtelle, Friedhofsgebühren, Todesanzeigen, 
Trauerkleidung, Begleitwagen, Lohnausfall u. ä. ſind auch teilweiſe nicht auf 
die Staatskaſſe zu übernehmen. Den Erziehungsberechtigten iſt gegebenenfalls 
anheimzuſtellen, ſich wegen einer Unterſtützung oder Erlaſſes der Gebühren an 
die zuſtändige Gemeindebehörde des Heimatortes zu wenden. In beſonderen 
Fällen iſt mir wegen eines Ausgleichs von Härten zu berichten. 

Sonſtige unvorhergeſehene Ausgaben bis zum Höchſt⸗ 
betrage von jeweils 50 RM. 


4. Die Mittel für diejenigen Ausgaben, deren Anweiſung nach den Vorſchriften dieſes 
Erlaſſes den Regierungspräſidenten übertragen iſt, werden durch den Kaſſenanſchlag der 
Regierungshauptkaſſe bereitgeſtellt. Die Herausgabe der Kaſſenanſchläge iſt erſt nach Beginn 
des neuen Rechnungsjahres möglich. Die vom 1. April ab fälligen Ausgaben dürfen jedoch 
dadurch keine Verzögerung erleiden. Die Regierungspräfidenten der Aufnahmebezirke 
werden daher ermächtigt, die im neuen Rechnungsjahre notwendigen Ausgaben bei Kap. 184 
Tit. 3, 26, 27, 36, 51, 52, 53 und 55 zahlen zu laſſen. 

5. Der erforderliche monatliche Geldbedarf iſt, ſoweit er die ſächlichen Verwaltungs⸗ 
ausgaben und die allgemeinen Haushaltsausgaben umfaßt (Kap. 184 Tit. 26—36 und 
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Tit. 5155), in die monatliche Geldbedarfsanmeldung aufzunehmen, die dem Herrn 
Preußiſchen Finanzminiſter gemäß deſſen Runderlaß vom 18. März 1933 (Pr. Bel Bl. 
S. 44) bis zum 27. jedes Monats einzureichen iſt. Die perſönlichen Verwaltungsausgaben 
(Kap. 184 Tit. 311) find hierbei, wie bisher, unberückſichtigt zu laſſen. 

6. Die Staatliche Kreiskaſſe hat über die von ihr einzuziehenden Einnahmen und zu 
leiſtenden Ausgaben alljährlich Rechnung zu legen und der Regierungshauptkaſſe einzureichen. 


Abrechnung und 
Rechnungslegung 
der Staatlichen 


Im Laufe des Rechnungsjahres ſind die Einnahmen und Ausgaben monatlich titelweiſe greiskaſſe und Res 
ſummariſch der Regierungshauptkaſſe aufzurechnen. Als Titelbogen für die Rechnung der gierungshaupttaſſe. 


1 iſt der handſchriftlich entſprechend abzuändernde Vordruck 361 NED. zu ver⸗ 
wenden. 

Die Regierungshauptkaſſe hat die Rechnungen der Staatlichen Kreiskaſſen mit der 
Rechnung über die von ihr ſelbſt vereinnahmten Beträge und geleiſteten Ausgaben zu einer 
Rechnung — der Landjahrrechnung — zu vereinigen. Als Titelbogen für die Landjahr⸗ 
rechnung iſt der Vordruck 142 RK O. zu benutzen, der handſchriftlich abzuändern iſt. Die 
Landjahrrechnung bildet eine Teilrechnung zur Rechnung von der Verwaltung für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung, ſie iſt der Oberrechnungskammer alljährlich bis zum 
1. November einzureichen. Die von den Kreiskaſſen vereinnahmten und verausgabten 
Beträge ſind von der Regierungshauptkaſſe bei den einzelnen Titeln ſummariſch nach⸗ 


zuweiſen. 
Abſchnitt II. 


Betriebsmittel der Landjahrlager. 


1. Zur Beſtreitung der mit dem Betriebe der Landjahrlager verbundenen Ausgaben 
werden an die Lagerführer Betriebsmittel gezahlt. Daraus ſtehen zur Verfügung für 
Verpflegung der Landjahrerzieher, Landjahrpflichtigen, 


Kameradſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen 80 Rpf je Tag und Kopf 
Unterhaltung der Bekleidung der Landjahrpflichtigen, 

Kameradſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen 10 „ „ „ „ „ 
Schulung der Landjahrpflichtigen, Kameradſchaftsführer und 

Mädelſchaftsführerinne nn N „ 
Verwaltungskoſten für die Laudjahrpflichtigen, Kamerad⸗ : 

ſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen . „ 
Taschengeld der Landjahrpflichtigen . . + vn ds‘ en te 
Taſchengeld der Kameradſchaftsführer und Mädelſchafts⸗ 

führerinnen „ ‚ P ꝰ I Ze SE 10 „ „ „ 55 


Die vorſtehenden Unterabſchnitte der Betriebsmittel ſind nicht gegenſeitig deckungs⸗ 
fähig. Die Mittel jedes Unterabſchnitts dürfen alſo nur für den angegebenen Zweck ver⸗ 
wendet werden. 

Der Regierungspräſident kann indeſſen auf Antrag des Lagerführers ausnahmsweiſe 
genehmigen, daß aus einem etwaigen Beſtand des Lagers beim Unterabſchnitt Verpflegung 
andere Unterabſchnitte verſtärkt werden, wenn die dort verfügbaren Mittel für größere 
Aufwendungen (3. B. für die Großfahrt, für Ausrüſtungsgegenſtände, Beſchaffung warmer 
Winterkleidung für beſonders bedürftige Landjahrpflichtige) nicht ausreichen. Die Ge⸗ 
nehmigung darf nur von Fall zu Fall nach beſonders ſorgfältiger Prüfung für einen be⸗ 
ſtimmten Zweck und unter Angabe des Betrages erteilt werden. Die hiernach zuläſſige 
anderweitige Verwendungsmöglichkeit eines beim Unterabſchnitt Verpflegung vorhandenen 
Beſtandes wird jedoch für alle vorkommenden Fälle insgeſamt auf den Höchſtbetrag von 
10 v. H. des dem Lager bei dieſem Unterabſchnitt zur Verfügung ſtehenden Jahresſolls 
begrenzt. Dieſes Jahresſoll iſt durch Multiplizieren des Verpflegungsſatzes von täglich 
80 Rpf mit 244 (Landjahrtage) und der Sollzahl der. Landjahrpflichtigen des Lagers zu 
ermitteln. Es iſt gewiſſenhaft darüber zu wachen, daß die Erſparniſſe bei den neden 
mitteln nicht durch Schmälerung der Verpflegung erzielt werden. Abſ. 1 meines Rund⸗ 
erlaſſes vom 5. Juli 1935 — L 1500/72 —, betreffend Bereitſtellung von Mitteln für eine 
Großfahrt der Landjahrpflichtigen, iſt hierdurch überholt. Wegen Einſchränkung der Aus⸗ 
gaben für die Großfahrt wird auf Abſchn. III Nr. 4 c verwieſen. 

2. Die Betriebsmittel für jedes Lager werden nach der Belegſchaftsſtärke und den 
verſchiedenen Tageskopfſätzen bemeſſen. Letztere ergeben ſich aus den für die Unterabſchnitte 
vorgeſehenen Sätzen (vgl. Abſchn. II Nr. 1) und betragen: 


in Lagern 


mit mit 
Eigenbewirtſchaftung Fremdbewirtſchaftung 
—— — — — 
FF 0,80 AM — 
für Landjahrpflichtigne 2.9. 1,10 AM 0,30 RM 
für Kameradſchaftsführer und Mädelſchafts⸗ 


führerinnen 1,15 RM 0,35 RM 


Allgemeines. 


Declungsfähigleit 
der Unterabſchnitte 
in Ausnahmefällen. 


Tageskopfſätze. 
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Die nur vorübergehend abweſenden Kameradſchaftsführer, Mädelſchafts⸗ 
führerinnen und Landjahrpflichtigen (z. B. wegen Aufnahme in ein Krankenhaus oder 
wegen Urlaubs) ſind bei der Bemeſſung der Betriebsmittel mit Ausnahme des Unter⸗ 
abſchnitts Verpflegung mit zu berückſichtigen. Bei Eigenbewirtſchaftung ermäßigen ſich 
mithin die Tageskopfſätze auf 0,35 RM für vorübergehend abweſende Kameradſchafts⸗ 
führer und Mädelſchaftsführerinnen ſowie auf 0,30 RM für vorübergehend abweſende 
Landjahrpflichtige. 

3. Für die Berechnung und Anweiſung der Betriebsmittel wird folgendes Verfahren 
angeordnet: 

Belegſchafts⸗ Der Lagerführer hat für den laufenden Monat an jedem Tage die tatſächliche Beleg⸗ 

n ſchaft des Lagers in einen Nachweis (Anlage 1) einzutragen. Die Zahl der vorüber⸗ 
gehend abweſenden Kameradſchaftsführer, Mädelſchaftsführerinnen und Landjahr⸗ 
pflichtigen iſt für jeden Tag in Klammern danebenzuſetzen. Am letzten Tage jedes Monats 
iſt der Nachweis abzuſchließen und aufzurechnen (gegebenenfalls auch die in Klammern 
geſetzten Zahlen). Gleichzeitig iſt auf der Rückſeite des Nachweiſes der Voranſchlag über 
die vorausſichtliche Belegſchaft für den kommenden Monat einzutragen. Die erforderlichen 
Erklärungen für Veränderungen in der Belegſchaft ſind darunter anzugeben. Der hiernach 
vorſchriftsmäßig ausgefertigte Nachweis muß mit der Richtigkeitsbeſcheinigung verſehen 
und unterſchriftlich vollzogen am letzten Tage des Monats an den Regierungspräſidenten 
in doppelter Ausfertigung abgeſandt werden. 

Monatliche Für den Regierungspräſidenten iſt der Nachweis über die Belegſchaft die Unterlage 

Anweiſung. für die Anweiſung der Betriebsmittel. Eine Ausfertigung des Nachweiſes iſt als Rechnungs⸗ 
beleg beizufügen. Für die Anweiſung wird der anliegende Vordruck (Anlage 2) vorgeſchrieben. 
Zu Beginn jedes Monats ſind die Betriebsmittel auf Grund des Voranſchlages der Beleg- 
ſchaft zu berechnen und zur Zahlung anzuweiſen. Da aber für die Höhe der Betriebsmittel 
die tatſächliche Belegichaft maßgeblich iſt, muß der nach Ablauf des Monats erforderliche 
Ausgleich bei Anweiſung der Betriebsmittel für den neuen Monat vorgenommen werden. 


Die Kaſſenanweiſung muß demnach enthalten: 

a) für den abgelaufenen Monat: die Abrechnung der Betriebsmittel auf Grund 
des Voranſchlages mit dem Betrage, der dem Landjahrlager auf Grund der 
tatſächlichen Belegſchaft zuſtand. Hierbei iſt zu beachten, daß als Betriebsmittel 
auf Grund des Voranſchlages die Summe bei b aus der Kaſſenanweiſung des 
Vormonats zu entnehmen iſt und nicht etwa der für den Vormonat wirklich an⸗ 
gewieſene Betrag; 

b) für den neuen Monat: die Berechnung der vorausſichtlichen Betriebsmittel 
auf Grund des Voranſchlages, den der Lagerführer auf der Rückſeite des Beleg⸗ 
ſchaftsnachweiſes angegeben hat. 


Alsdann iſt die Staatliche Kreiskaſſe anzuweiſen, im neuen Monat die Betriebsmittel 
zu zahlen, die ſich ergeben, wenn der nach a wiedereinzuziehende oder nachzuzahlende Betrag 
von der Summe bei b abgezogen bezw. ihr hinzugerechnet iſt. Die Betriebsmittel ſind 
ratenweiſe auf das Konto des Landjahrlagers überweiſen und bei Kap. 184 Tit. 51 ver⸗ 
rechnen zu laſſen. Für den vollen Monat hat die Überweiſung in drei gleichen Raten, für 
den nicht vollen Monat (April und Dezember) in entſprechenden Raten zu erfolgen. 

Abſchrift der Auszahlungsanordnung für die Staatliche Kreiskaſſe iſt dem Lagerführer 
mit der Annahmeanordnung und mit der Verteilung der angewieſenen Betriebsmittel auf 
die einzelnen Unterabſchnitte zu überſenden. Die auf die Unterabſchnitte entfallenden 
Beträge ſind durch beſondere Berechnung zu ermitteln, die nicht in die Anweiſung 
mit aufzunehmen iſt. 


Erläuterung 4. Nachſtehendes Beiſpiel ſoll zur Erläuterung des Anweiſungsverfahrens dienen. 
des Anweiſungs⸗ 
ee In emem Lager mit Eigenbewirtſchaftung beträgt die Belegſchaft 
für April: für Mai: 
nach dem tatſächliche nach dem 
Voranſchlag Belegſchaft Voranſchlag 
Monatskopfzahl der Erzieher. 45 40 90 
Monatskopfzahl der Kameradſchaftsführer 
und Mädelſchaftsführerinnen 30 26 (4) 60 
Monatskopfzahl der Landjahrpflichtigen . 870 850 (10) 1 740 


Die Betriebsmittel für April find auf Grund des Voranſchlages der Belegſchaft recht- 
zeitig zur Zahlung angewieſen worden. In der Kaſſenanweiſung der Betriebsmittel für 
Mai, die zu Beginn des Monats Mai fällig iſt, wäre bei a und b folgendes auszufüllen: 
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a) Auf Grund des beiliegenden Nachweiſes über die tatſächliche Belegſchaft im 
Monat April 1937 ſtanden dem Landjahrlager folgende Betriebsmittel zu: 


Monatskopftzahl der Erzie he 40 x 0,80 RM = 32,00 RM 
Monatskopfzahl der Kameradſchaftsführer und Mädel⸗ 
chf! 8 26 x 1,15 RM = 29,90 RM 
Monatskopfzahl der vorübergehend abweſenden Kamerad⸗ 
ſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen 4 „ 0,35 aM — 1,0 RM 
Monatskopfzahl der Landjahr pflichtigen. 850 x 1,10 RM = 935,00 RM 
Monatskopfzahl der vorübergehend abweſenden Landjahr⸗ 
if Do a en 10 x 0,30 RM = 3,00 AM 
zuſammen . 1001,30 RM 
Die Betriebsmittel auf Grund des Voranſchlages für April betrugen 1027,50 RM 
mithin wiedereinzuziehen 26,20 RM 
b) Auf Grund des ebenfalls beiliegenden Voranſchlages für die Belegſchaft im 
Monat Mai 1937 werden die Betriebsmittel vorausſichtlich betragen: 
Monatskopfzahl der Erziehen 90 x 0,80 RM = 72,00 RM 
Monatskopfzahl der Kameradſchaftsführer und Mädel⸗ 
ſchaftsführe rinnen 60 x 1,15 RM = 69,00 RM 
Monatskopfzahl der Landjahrpflichtigen. 1740 x 1,10 RM = 1914,00 RM 
zufammen . . . 2055,00 RM 


Hiernach wäre die Staatliche Kreiskaſſe anzuweiſen, unter Anrechnung des nach a wieder 
einzuziehenden Betrages von 26,20 RM an Betriebsmitteln für den Monat Mai den Betrag 
von (2 055,00 — 26,20) = 2 028,80 RM zu zahlen. Von dieſem Betrage würden auf die 
Unterabſchnitte entfallen: f 


I Ill!f!nn a au lanewsrerte serie 1 488,80 RM 
DENN 2 Bra no ne re oe 179,00 RM 
Simitige 5 ar nie ac 2 0 u nn u Bar 179,00 AM 
fü gar no Zn 89,50 RM 
fr u ee ee = 9 92,50 AM 


zuſammen . . 2028,80 RM 
Dieſe Beträge müſſen folgendermaßen berechnet werden: 


Monatskopfzahl der Erzieher (laut Voranſchlag für Mai)) 90 


zuſammen 1 890 


Die Gegenüberſtellung der Monatskopfzahlen für April nach 
dem Voranſchlag und nach der tatſächlichen Belegſchaft (ohne 
die Zahlen in Klammern) ergibt: 


See ea 5 weniger 
Kameradſchaftsführer und Mädel⸗ . 
ſchaftsführerinnen 4 weniger 
Landjahrpflichtighniee 20 weniger 
insgeſamt weniger 29 


bleiben. . . 1861 x 0,80 RM — 1488,80 RN 


/ / 
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Die Gegenüberſtellung der Monatskopfzahlen für April nach 
dem Voranſchlag und nach der tatſächlichen Belegſchaft (einſchl. 
der Zahlen in Klammern) ergibt: 


Kameradſchaftsführer und Mädel⸗ 


ſchaftsführerinnen unverändert 
Landjahrpflich tige 10 weniger 
insgeſamt weniger 10 


bleiben .. . 1 790 x 0,10 RM = 179,00 RM 


Schulung (ſiehe Berechnung bei Kleidung 179,00 RM 
Verwaltung (% des Betrages bei Kleidunn : 89,50 RM 
Taſchengeld: 
Monatskopfzahl der Kameradſchaftsführer und Mädelſchafts⸗ 
führerinnen (laut Voranſchlag für Mai) 60 x 0,10 RM = 6,00 RM 


Die Gegenüberſtellung der Monatskopfzahlen für April nach 
dem Voranſchlag und nach der tatſächlichen Belegſchaft (einjchl. 
der Zahl in Klammern) ergibt keine Veränderung. 


o , TTT 


Die Gegenüberſtellung der Monatskopfzahlen für April nach 
dem Voranſchlag und nach der tatſächlichen Belegſchaft (einſchl. 
der Zahl in Klammern) ergibt: 


Landjahrpfichig gs 10 weniger 
bleiben . . 1730 x 0,05 RM = 86,50 RN 
zuſammen Tajhengeld . . . 92,50 RM 
Pünktliche Ein 5. Es iſt beſonders dafür Sorge zu tragen, daß die Belegſchaftsnachweiſe pünktlich 


1 — ee beim Regierungspräſidenten eingehen und danach die Betriebsmittel unverzüglich an⸗ 
und Auweifung gewieſen werden, damit die Zahlungen unbedingt regelmäßig erfolgen können. 
der Betriebsmittel. 6. Für den erſten Monat des Landjahres (April) können die Betriebsmittel auf Grund 
der vorausſichtlichen Belegſchaft ohne einen beſonderen Voranſchlag des Lagerführers zur 
Zahlung angewieſen werden. 


Fremd⸗ 7. Bei Lagern mit Fremdbewirtſchaftung ſind die für die Verpflegung zur Verfügung 
bewirtſchaftung. ſtehenden Mittel ebenfalls nach dem Satz von 0,80 RM und auf Grund der Monatskopf⸗ 
zahlen zu berechnen und unmittelbar an den Vermieter zahlen zu laſſen. Hierüber iſt der 
Staatlichen Kreiskaſſe beſondere Auszahlungsanordnung für Kap. 184 Tit. 51 zu erteilen. Die 
an das Landjahrlager zu zahlenden Betriebsmittel ſind nach den ermäßigten Tageskopfſätzen 
von 30 Rpf für Landjahrpflichtige und 35 Rpf für Kameradſchaftsführer und Mädelſchafts⸗ 

führerinnen zu berechnen. 

Bei mehrtägigen Wanderungen, die eine Verpflegung außerhalb des Lagers notwendig 
machen, muß der Lagerführer ſich für die entſprechende Zeit das Verpflegungsgeld oder 
die Wegzehrung in Naturalien vom Vermieter herausgeben laſſen. Dieſem iſt hiervon 
rechtzeitig Mitteilung zu machen. Das vom Vermieter herausgegebene Verpflegungsgeld 
iſt gemäß Abſchn. III Nr. 2 im Kaſſenbuch in Einnahme (Spalte 4 und 6) nachzuweiſen. 
Über den hiernach vereinnahmten Betrag muß ein Beleg vorhanden ſein, aus dem hervor⸗ 
geht, für wieviel Tage und Köpfe das Verpflegungsgeld herausgegeben worden iſt. Der 
Vermieter und der Lagerführer haben durch ihre Unterſchrift die Richtigkeit zu beſcheinigen. 
Die aus dem herausgegebenen und ordnungsmäßig vereinnahmten Verpflegungsgeld be⸗ 
1 Ausgaben ſind ebenfalls im Kaſſenbuch bei den Ausgaben (Spalte 4 und 6) nach⸗ 
zuweiſen. 

Erſparniſſe können dadurch erzielt werden, daß die Landjahrpflichtigen teilweiſe bei 
den Bauern verpflegt werden. In dieſem Falle iſt bei dem Vermieter eine angemeſſene 
Erſtattung der erſparten Verpflegungskoſten anzuſtreben. Dieſe Beträge ſind ebenfalls, 
wie vorſtehend angegeben, im Kaſſenbuch in Einnahme nachzuweiſen. 

e 8. Wirtſchaftliche Schwierigkeiten können einem Lager dadurch entſtehen, daß durch 

Ausfall an Ver- längeren Krankenhausaufenthalt einer größeren Anzahl Landjahrpflichtiger ein erheblicher 

pflegungsmitteln. Ausfall an Verpflegungsmitteln eintritt. Der Regierungspräſident wird ermächtigt, im 
Einzelfalle zur Beſeitigung ſolcher Schwierigkeiten Sonderzuſchüſſe aus dem Betriebs⸗ 
mittelfonds (Kap. 184 Tit. 51) inſoweit zu bewilligen, als die dem Lager zur Verfügung 
ſtehenden Mittel nach Abzug der Ausgaben für eine ordnungsmäßige Verpflegung zur Be⸗ 
ſtreitung des Lohnes der Wirtſchaftshilfe (vgl. Abſchn. III, 4 a) nicht ausreichen. 
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9. Der Regierungspräſident erteilt der Staatlichen Kreiskoſſe eine Schlußanweiſung Schlußanweiſung. 
für die Betriebsmittel, die über die Summe der monatlich angewieſenen Betriebsmittel 
abzüglich des nach dem abgeſchloſſenen Lagerkaſſenbuch (vgl. Abſchn. III Nr. 11) ver⸗ 
bliebenen Beſtandes lauten muß. (Der eingangs erwähnte Runderlaß vom 9. Januar 1936 
— L 1500/124 — iſt hierdurch überholt.) Der Schlußanweiſung ſind die geprüften und 
e monatlichen Kaſſenbuchauszüge (vgl. Abſchn. III Nr. 10) als Rechnungsbelege 

eizu fügen. 

Für die Rechnungslegung der Staatlichen Kreiskaſſe müſſen arſo die Ausgaben an 
Betriebsmitteln durch die monatlichen Kaſſenanweiſungen nebſt den Belegſchaftsnachweiſen 
115 1 die Schlußanweiſung nebſt den monatlichen Kaſſenbuchauszügen für jedes Lager 

elegt ſein. 

10. Das abgeſchloſſene Lagerkaſſenbuch nebſt Belegen, Wirtſchaftsbeſtandsbuch und Prüfung 
Portobuch (vgl. Abſchn. III Nr. 11, 12 und 14) iſt an das Rechnungsamt zur Prüfung ab⸗ Ee 
zugeben. Die Oberrechnungskammer hat ſich die Einforderung der geprüften Kaſſenbücher „esit Belegen usw. 
nebſt Belegen vorbehalten. 


Abſchnitt III. 
Kaſſen⸗, Rechnungs⸗ und Wirtſchaftsführung des Landjahrlagers. 


1. Für jedes Landjahrlager iſt bei der nächſten öffentlichen Sparkaſſe (Girokaſſe) ein Spartaſſen 
Konto einzurichten, über das nur der Lagerführer und im Falle jeiner Behinderung (3. B. (Giro⸗) Konto. 
infolge Krankheit) der dienſtälteſte Gruppenführer verfügungsberechtigt ſein dürfen. Auf 
dieſes Konto werden die fälligen Betriebsmittel überwieſen. Fremde Geldmittel, z. B. 

Gehälter und Privatgelder der Erzieher, dürfen dem Konto nicht zugeführt werden. Die 
Ausgaben des Lagers ſind möglichſt bargeldlos durch Überweiſung auf das Konto des Art der Zahlungs⸗ 
Empfangsberechtigten zu leiſten. Nötigenfalls können auch Barzahlungen durch den Lager⸗ leiſtung. 
führer vorgenommen werden, der zu dieſem Zweck angemeſſene Beträge von dem Konto 
in bar abhebt; dagegen iſt Zahlungsleiſtung mittels Barſchecks unzuläſſig. (Der eingangs 
erwähnte Runderlaß vom 27. Juni 1935 — L 1500/75 — iſt hierdurch überholt.) 
Aber alle Veränderungen im Kontobeſtand iſt ein Kontogegenbuch zu führen, für deſſen Kontogegenbuch. 
Einrichtung der im Reichsbankgiroverkehr eingeführte Vordruck eines Kontogegenbuchs 
(Nr. 16 RK O. — Titelbogen — und Nr. 16 a RK O. — Einlagebogen —) verwendet werden 
kann. Die auf das Konto überwieſenen oder eingezahlten Beträge ſind auf der linken, die 
Ausgaben oder die von dem Lagerführer zur Verwendung abgehobenen Beträge auf der 
rechten Seite zu buchen. Der jeweilige Beſtand iſt auf der linken (Einnahme-) Seite durch 
Abſetzen der Ausgabe von der Einnahme zu ermitteln. 

Für ſichere Aufbewahrung des Barbeſtandes, getrennt von fremden Geldmitteln, ſowie Aufbewahrung des 

der Kontoauszüge, des Kontogegenbuches und der Scheckformulare muß geſorgt ſein. Barbeſtandes uſw. 


2. Der Lagerführer hat über die Einnahmen und Ausgaben des Landjahrlagers das Kaſſenbuchführung. 
vorgeſchriebene Kaſſenbuch (vgl. Abſchn. IV) zu führen. Er kann die Buchführung einem Allgemeines. 
Gruppenführer übertragen; in dieſem Falle bleibt aber der Lagerführer für die Kaſſen⸗ 
geſchäfte voll verantwortlich und hat dieſe deshalb täglich durchzuprüfen. Die erſten zehn 
Doppelſeiten des Kaſſenbuchs ſind für die Einnahmen — für jeden Monat eine Doppel⸗ 
ſeite — und die weiteren Doppelſeiten — von der elften Doppelſeite ab — für die Ausgaben 
beſtimmt. Die Einnahmen und Ausgaben find ſofort, ſpäteſtens aber täglich 
in das Kaſſenbuch einzutragen. Die Summe der täglichen Einnahmen und Ausgaben 
iſt in die Tagesſchlußſpalte einzutragen. Das Führen von Kladden oder Konzeptliſten, in 
die die Buchungen zunächſt vorgetragen werden, um ſie dann ſpäter in das Kaſſenbuch zu 
übernehmen, iſt unzuläſſig. Das Kaſſenbuch muß gewiſſenhaft und ſauber mit ſchwarzer 
Tinte geführt werden. Es darf z. B. nicht radiert, nichts überklebt oder eine Zahl einfach 
geändert werden. Muß eine Zahl verbeſſert werden, ſo iſt ſie durchzuſtreichen, damit man 
die urſprüngliche Zahl immer noch erkennen kann, und die richtige Zahl darüberzuſchreiben. 

In Einnahme find gemäß der Kaſſenanweiſung des Regierungspräſidenten die Betriebs⸗ Einnahmen. 
mittel nachzuweiſen, und zwar iſt jede Rate am Überweiſungstage beſonders einzutragen. 
Alle ſonſtigen Einnahmen des Lagers müſſen ebenfalls in das Kaſſenbuch aufgenommen 
werden. Die Zinſen vom Sparkaſſen⸗(Giro⸗) Konto find an die Regierungshauptkaſſe zur 
Vereinnahmung bei Kap. 23 Tit. 75 des Haushalts der allgemeinen Finanzverwaltung 
abzuführen. Wegen der Verwendung von Bargeldentſchädigungen der Bauern und Hand⸗ 
werker zugunſten der bei ihnen beſchäftigten Landjahrpflichtigen wird auf den Runderlaß 
vom 15. Mai 1935 — L 1001/51 — hingewieſen. Sämtliche Zahlungen, die aus den Ein⸗ 
nahmen des Lagers zu beſtreiten ſind, müſſen bei den Ausgaben nachgewieſen werden. Ausgaben. 
Beträge, die im Intereſſe des Landjahres von der Lagerkaſſe verauslagt werden, müſſen 
wie alle übrigen Ausgaben im Kaſſenbuch erſcheinen. Die ſpäteren Erſtattungen veraus⸗ 
lagter Beträge ſind in Einnahme zu buchen; bei der entſprechenden Ausgabe iſt in Spalte 
„Bemerkungen“ auf die Einnahme hinzuweiſen. Bargeldverſtärkungen aus dem Guthaben 
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Sparſamkeit. 


Keine Ausgaben⸗ 
rückſtände. 


Verwendungszweck 
der Betriebsmittel. 


Unterabſchnitt 
Verpflegung. 


Unterabſchnitt 
Kleidung. 


Unterabſchnitt 
Schulung. 


Unterabſchnitt 
Verwaltung. 


Unterabſchnitt 
Taſchengeld. 
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bei der Sparkaſſe (Girokaſſe) bilden, wie das geſamte Guthaben überhaupt, einen Teil des 
Kaſſenbeſtandes (vgl. Abſchn. III Nr. 8) und find daher im Kaſſenbuch weder in Einnahme 
noch in Ausgabe nachzuweiſen, ſondern lediglich in das Kontogegenbuch einzutragen. 


3. Die Ausgaben des Lagers dürfen die Einnahmen nicht überſteigen. Der Lagerführer 
iſt für ſparſame Verwendung der Lagermittel verantwortlich und bei Nichtbeachtung dieſes 
Grundſatzes zum Koſtenerſatz heranzuziehen. Es iſt unzuläſſig, daß namentlich gegen Schluß 
des Landjahrs weniger dringliche Ausgaben geleiſtet werden, um Erſparniſſe zu verhindern. 

Die vorliegenden Rechnungen ſind ſofort zu bezahlen. Bei regelmäßig wiederkehrenden 
Lieferungen empfiehlt es ſich, wöchentliche oder mehrwöchentliche Abrechnungen mit den 
Lieferanten zu vereinbaren. Alle im Laufe eines Monats entſtandenen Ausgaben ſollen 
aber möglichſt vor dem Monatsabſchluß (vgl. Abſchn. III Nr. 8) gezahlt werden. Der Lager⸗ 
führer muß daher dafür ſorgen, daß ihm die Lieferanten rechtzeitig die Rechnungen zuſenden. 


4. Hinſichtlich des Verwendungszwecks der Betriebsmittel weiſe ich auf folgendes hin. 


a) Zu den Verpflegungskoſten gehören die Ausgaben für Nahrungsmittel, für den 
Küchenbetrieb und für Löhne der Wirtſchaftshilfen, die gemäß meinen Runderlaſſen vom 
28. November 1934 — U II P 2000/4 — und vom 12. Juli 1935 — L 2000/83 — eingeſtellt 
werden. Die Lohnrechnungen für die vollbeſchäftigten Wirtſchaftshilfen ſind vom Regierungs⸗ 
präſidenten aufzuſtellen und an den Lagerführer zu überſenden, der alsdann die feſtgeſtellten 
Löhne und Abgaben aus den Verpflegungskoſten zahlt. Die Entlohnung der nur gelegentlich 
ſtundenweiſe beſchäftigten Wirtſchaftshilfen kann durch den Lagerführer ſelbſtändig vor⸗ 
genommen werden. 

b) Aus den Betriebsmitteln, Unterabſchnitt Kleidung, ſind in erſter Linie die Ausgaben 
für die Reinigung der Leibwäſche und Unterhaltung der Bekleidung der Landjahrpflichtigen 
einſchl. der Kameradſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen zu beſtreiten. Neu⸗ 
anſchaffungen dürfen nur in Ausnahmefällen für die Landjahrpflichtigen einſchl. der 
Kameradſchaftsführer und Mädelſchaftsführerinnen gemacht werden, ſoweit die verfügbaren 
Mittel dazu ausreichen. Grundſätzlich ſind aber für Neuanſchaffungen die Mittel bei Kap. 184 
Tit. 52 vorgeſehen. 

e) Aus den Mitteln für Schulung find die Ausgaben für Lehrmittel, Wanderungen, 
Bücher, Zeitungen, Zeitſchriften, Feſte und Feierabendgeſtaltung, Vorträge, Rundfunk⸗ 
gebühren ſowie Handwerkszeug zu zahlen. Großfahrten außerhalb des Regierungsbezirks 
und der Nachbarbezirke dürfen ohne meine Genehmigung nicht ausgeführt werden. 

d) Unter Verwaltungskoſten ſind die Ausgaben für Schreibmaterial und Porto zu 
verſtehen, die durch den amtlichen Schriftwechſel des Lagerführers und der Erzieher ent⸗ 
ſtehen, ſowie die Ausgaben für dienſtliche Ferngeſpräche (einſchl. der ſonſtigen Gebühren), 
Lagerapotheke, Seife, Schuhputz und ähnliches. Die Anſchaffungen für die Lagerapotheke 
ſind nach Befragung des Amts⸗ oder Lagerarztes und auch auf Grund eigener Erfahrungen 
des Lagerführers vorzunehmen. 

Aus den Betriebsmitteln, Unterabſchnitt Verwaltung, können die Fahrkoſten erſetzt 
werden, die den Landjahrerziehern durch dringende dienſtliche Beſorgungen außerhalb 
des Lagerortes entſtehen. Erſtattungsfähig ſind bei Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel 
das tarifmäßige Fahrgeld (gegebenenfalls Koſten der 3. Wagen⸗ oder 2. Schiffsklaſſe) und 
für die mit eigenem Fahrrad oder Kraftrad zurückgelegten Wegſtrecken von insgeſamt mehr 
als 4 km für jede Dienſtfahrt eine Entſchädigung von 4 Rpf für jedes volle Kilometer. Der 
betreffende Landjahrerzieher hat auf dem Ausgabebeleg für die Lagerkaſſe Ziel und Zweck 
der Fahrt, das benutzte Verkehrsmittel und bei Inanſpruchnahme des eigenen Fahrrades 
oder Kraftrades auch die Entfernung anzugeben. (Der eingangs erwähnte Runderlaß vom 
31. Juli 1935 — L 1510 Tr /4 — iſt hierdurch überholt.) 

Notwendige Koſten, die durch die Fahrt von Landjahrpflichtigen zum Arzt außerhalb 
des Lagerorts oder durch die Rückkehr von Landjahrpflichtigen aus dem Krankenhauſe ins 
Lager entſtehen, ſind aus den Mitteln des Unterabſchnitts Verwaltung zu beſtreiten. Die 
Koſten für den Transport von Landjahrpflichtigen ins Krankenhaus werden wie die übrigen 
Krankheitskoſten durch die vermittelnde Krankenkaſſe gezahlt. 

Bei der vielſeitigen Inanſpruchnahme der Verwaltungsmittel kann eine etwa dringend 
erforderliche Verſtärkung dieſes Unterabſchnitts gemäß Abſchn. II, 1 letzter Abſatz durch 
den Regierungspräſidenten vorgenommen werden. 

e) Das Taſchengeld beträgt für Landjahrpflichtige täglich 5 Rpf, für Kameradſchafts⸗ 
führer und Mädelſchaftsführerinnen täglich 10 Rpf und iſt nachträglich in Abſtänden von 
etwa zehn Tagen auszuzahlen. Bei nur vorübergehender Abweſenheit (z. B. wegen 
Überweiſung in ein Krankenhaus oder wegen Urlaubs) wird den Landjahrpflichtigen, 
Kameradſchaftsführern und Mädelſchaftsführerinnen das Taſchengeld weitergewährt. (Der 
eingangs erwähnte Runderlaß vom 3. Juni 1935 — L 2014/70 — iſt hierdurch überholt.) 

Wegen der Koſten für Waſſer, Licht, Heizung, Reinigung der Bettwäſche und Hand⸗ 
tücher ſowie für bauliche Inſtandhaltung verweiſe ich auf Abſchn. I, 3 d. 
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5. Für größere Anſchaffungen (3. B. Schreibmaſchine, Fahrrad) muß der Lagerführer Größere 
vorher die Genehmigung des Regierungspräſidenten einholen, der zu prüfen hat, ob die aachen mir 
Anſchaffung notwendig und die entſtehende Ausgabe für das Lager aus eigenen Mitteln des e 
tragbar iſt. Etwaige Abzahlungsraten müſſen ſämtlich bis zum Schluß des Landjahrs präſidenten. 
gezahlt ſein. 

6. Für jede Einnahme und Ausgabe muß ein entſprechender Beleg vorhanden ſein. Belege. 
Wie im Kaſſenbuch darf auch auf den Belegen nicht radiert, nichts überklebt oder eine Zahl Allgemeines. 
einfach geändert werden. Muß eine Zahl verbeſſert werden, ſo iſt ſie durchzuſtreichen, damit 
man die urſprüngliche Zahl immer noch erkennen kann, und die richtige Zahl darüber⸗ 
zuſchreiben. Der Grund der Verbeſſerung iſt auf dem Beleg kurz zu erläutern. 

Die Kaſſenauweiſung des Regierungspräſidenten über die Betriebsmittel dient als Einnahmebelege. 
Einnahmebeleg. Die Belege über ſonſtige Einnahmen von Dritten müſſen durch die Unter⸗ 
ſchriften des Einzahlers und des Lagerführers beſtätigt ſein. 

Jeder Ausgabebeleg ſoll möglichſt aus der Originalrechnung beſtehen. Bei Belegen, die Ausgabebelege. 
nicht gleich erkennen laſſen, zu welchem Zweck die Ausgabe notwendig war, iſt eine aus⸗ 
führliche Erklärung des Lagerführers hinzuzufügen. Auf jedem Ausgabebeleg muß die 
Quittung des Empfangsberechtigten oder bei Überweiſung des Betrages eine Beſcheinigung 
der Sparkaſſe (Girokaſſe) über den ausgeführten Überweiſungsauftrag vorhanden ſein. 

Soweit die Quittungen unmittelbar unter der Rechnung erteilt werden, genügt es, wenn 

mit den Worten „Betrag erhalten“ unter Beifügung von Ort und Tag ſowie der Unterſchrift 

des Empfängers quittiert wird. Sind Überbringer und Ausſteller der Quittung verſchiedene 

Perſonen, ſo hat der Lagerführer von dem Überbringer beſondere Empfangsbeſtätigung 

unter der Quittung oder auf deren Rückſeite („Erhalten Müller 5. Februar 1937“ zu fordern. 

Außerdem iſt auf jedem Beleg die Richtigkeit der Ausgabe von dem Lagerführer zu beſcheinigen. Richtigkeits⸗ 
Bei Einkäufen für den Wirtſchaftsbetrieb darf der Lagerführer die Richtigkeit auf den Rech- beſcheinigung. 
nungen erſt dann beſcheinigen, wenn er an Hand der Lieferzettel oder Lieferbücher (vgl. 

Abſchn. III Nr. 12) die richtige Lieferung der Waren geprüft hat. 

Die Eintragung der aus Mitteln des Landjahrlagers beſchafften Gegenſtände und Gerät⸗ Beſcheinigung der 
ſchaften in das Inventarverzeichnis (vgl. Abſchn. III, 13) iſt auf dem Ausgabebeleg ebenfalls Inventariſation. 
zu beſcheinigen, z. B.: „Invent. unter A Nr. 10, Namenszug.“ 

Bei Ausbeſſerung beſchädigter Gegenſtände oder bei Erſatz unbrauchbar gewordener Lein Verſchulden 
oder verlorener Gegenſtände hat der Lagerführer auf dem Ausgabebeleg zu beſcheinigen, 9 — 5 
daß ein vertretbares Verſchulden Dritter nicht vorliegt oder daß zum Koſtenerſatz Verpflichtete um Koſtenerſat 
nicht zu ermitteln geweſen ſind. Verpflichteten. 


7. Die Einnahme⸗ und Ausgabebelege find je für ſich auf der erſten Seite oben rechts Rumerieren und 
fortlaufend entſprechend den Eintragungen im Kaſſenbuch zu numerieren und aktenmäßig Seiten der Belege. 
— nach unten geradegelegt — zu heften. Die Belege jedes Monats ſind zu einem beſonderen 
Heft zu vereinigen. Es iſt darauf zu achten, daß durch das Heften die Schrift nicht verdeckt 
wird. Belege kleineren Formats müſſen auf ein größeres Blatt Papier aufgeklebt werden. 

Über die Ausgaben während der Großfahrt iſt das von der Regierung (Landjahrbüro) auittungsbuch für 
in Köln zu beziehende „Quittungsbuch für Ausgaben während der Großfahrt“ zu führen Ausgaben während 
und als Beleg zu verwenden. Bei Gebrauch dieſes Quittungsbuches entfallen im weſentlichen der Großfahrt. 
alle Einzelbelege. Der für die Fahrt verantwortliche Führer hat das Quittungsbuch mit⸗ 
zuführen und bei Einkauf die entſprechenden Eintragungen in dem Quittungsbuch von dem 
Lieferanten beſcheinigen zu laſſen. Das Quittungsbuch ſieht eine Spalte „Beſtand am Tages⸗ 
ſchluß“ vor, um täglich den Sollbeſtand ermitteln und Unſtimmigkeiten aufklären zu können. 


8. Die Einnahmen und Ausgaben find im Kaſſenbuch monatlich abzuſchließen und Monatsabſchluß 
aufzurechnen. Die monatliche Geſamtausgabe iſt auf der Einnahmeſeite von der Geſamt⸗ 
einnahme des betreffenden Monats abzuziehen. Sofern ſich ein Beſtand ergibt, iſt dieſer 
in Einnahme des folgenden Monats vorzutragen. 

Der Lagerführer muß den Kaſſenbeſtand, der ſich bei Abzug der Ausgabe von der Eine Kaſſenbeſtand. 
nahme ergibt, in bar und durch das Guthaben des Lagers bei der Sparkaſſe (Girokaſſe) 
jederzeit aufweiſen können. 


9. Der Landjahrbezirksführer hat die Lagerkaſſe durchſchnittlich einmal im Monat gaſſen- und Wirt⸗ 
gelegentlich des Lagerbeſuchs zu prüfen und ſich davon zu überzeugen, daß der buchmäßige ſchaftsprüfung. 
Beſtand und der Kaſſenbeſtand übereinſtimmen. Außerdem hat der Regierungspräſident 
durch eigene Beauftragte oder durch Beauftragte des Landrats in jedem Landjahrlager 
alljährlich mindeſtens eine unvermutete Kaſſenprüfung vornehmen zu laſſen. Bei den 
Prüfungen iſt der Lagerführer ausdrücklich zu fragen, ob noch unbezahlte Rechnungen vor⸗ 
handen ſind oder ob Anſchaffungen erfolgt ſind, über die Rechnungen noch nicht vorliegen; 
er iſt darauf hinzuweiſen, daß eine falſche Beantwortung dieſer Frage diſziplinariſche Maß⸗ 
nahmen zur Folge haben kann. Jede Prüfung iſt von dem Prüfenden in dem Kaſſenbuch 
bei den Einnahmen und Ausgaben kurz zu vermerken. Die Prüfung muß ſich auch auf die 
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asian Bi. 


Monatlicher 
Kaſſenbuchauszug. 


Abſchluß des 

Kaſſenbuchs bei 
Schließung des 
Landiahrlaaers. 


Lieferzettel (Liefer⸗ 
bücher) bei Waren⸗ 
einlaufen für den 
Wirtſchaftsbetrieb. 


Wirtſchafts⸗ 
beſtandsbuch. 


Wochen⸗ 
Küchenzettel. 


Wirtſchaftsführung, die Materialien und das Inventarverzeichnis (vgl. Abſchn. III, 12 und 
13) erſtrecken. 


10. Der Lagerführer hat bis zum 10. des Monats — erſtmalig am 10. Mai — dem 
zuſtändigen Regierungspräſidenten einen vollſtändigen Auszug aus dem Kaſſenbuch über 
die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Monats mit den dazugehörigen Belegen 
zur Prüfung einzureichen. Die dazu erforderlichen Vordrucke werden geliefert. Auf dem 
Auszug iſt von dem Lagerführer und gegebenenfalls von dem mit der Kaſſenbuchführung 
beauftragten Gruppenführer zu beſcheinigen, daß die Eintragungen mit denen des Kaſſen⸗ 
buchs übereinſtimmen und keine unbezahlten Rechnungen aus den abgelaufenen Monaten 
mehr vorliegen und keine Anſchaffungen erfolgt ſind, über die Rechnungen noch nicht ein⸗ 
gegangen ſind; gegebenenfalls ſind darüber beſtimmte Angaben unter Mitteilung der Beträge 
zu machen. Nach Einreichung des Kaſſenbuchauszuges an den Regierungspräſidenten dürfen 
die Kaſſenbucheintragungen in dem abgeſchloſſenen Monat nicht mehr geändert oder be- 
richtigt werden. 

Beim Regierungspräſidenten ſind die monatlichen Kaſſenbuchauszüge und die Belege 
unverzüglich zu prüfen und feſtzuſtellen. Die Belege können im ſogenannten abgekürzten 
Verfahren feſtgeſtellt werden (Staatsminiſterialbeſchluß vom 6. Juni 1911 — St. M. 
2091/11 — Ziff. 7). Beanſtandungen ſind ſofort zu klären. Die geprüften und feſtgeſtellten 
Kaſſenbuchauszüge ſind als Rechnungsbelege zu der Schlußanweiſung über die Betriebs⸗ 
mittel (vgl. Abſchn. II Nr. 9) bis zur Beendigung des Landjahres aufzubewahren. Die 
geprüften und feſtgeſtellten Belege ſind an den Lagerführer zurückzugeben, der ſie mit dem 
abgeſchloſſenen Kaſſenbuch wieder einzureichen hat. 


11. Das Kaſſenbuch iſt bei Schließung des Landjahrlagers von dem Lagerführer ab⸗ 
zuſchließen. Vorher müſſen alle Rechnungsgeſchäfte abgewickelt ſein. Etwa ausſtehende 
Rechnungen ſind daher rechtzeitig anzufordern. (Der eingangs erwähnte Runderlaß vom 
26. November 1935 — L 1500/106 — iſt hierdurch überholt.) Der verbliebene Beſtand durch 
Erſparniſſe iſt an die Staatliche Kreiskaſſe zurückzuzahlen und von dieſer bei den Betriebs⸗ 
mitteln der Landjahrlager durch Abſetzung von der Iſt⸗Ausgabe zu vereinnahmen. Im 
Kaſſenbuch iſt am Schluß der Ausgabe in den Spalten 4 und 6— 10 eine Wiederholung auf⸗ 
zunehmen, indem die Summen der Ausgaben aus den Monatsabſchlüſſen untereinander 
aufgeführt und aufgerechnet werden, ſo daß ſich die Geſamtausgabe des Lagers ergibt. Das 
abgeſchloſſene Kaſſenbuch iſt mit ſämtlichen Belegheften, dem Wirtſchaftsbeſtandsbuch und 
Portobuch (vgl. Abſchn. III Nr. 12 und 14) ſofort vom Lagerführer an den Regierungs⸗ 
präſidenten einzureichen. 


12. Die richtige Lieferung ſämtlicher für den Wirtſchaftsbetrieb eingekaufter Waren 
muß die Wirtſchaftshilfe auf den Lieferzetteln (Lieferbüchern), die beim Landjahrlager ver⸗ 
bleiben und ſorgfältig aufzubewahren ſind, beſcheinigen. Durch unvermutete Stichproben 
hat ſich der Lagerführer von der ordnungsmäßigen Lieferung und der Richtigkeit der Liefer⸗ 
zettel (Lieferbücher) zu überzeugen. 


In Landjahrlagern mit Selbſtbewirtſchaftung muß das vorgeſchriebene Wirtſchafts⸗ 
beſtandsbuch (vgl. Abſchn. IV) über die Warenvorräte aus Einkäufen, Zuwendungen 
von Dritten und Erträgniſſen der Eigenwirtſchaft geführt werden. In das Wirtſchafts⸗ 
beſtandsbuch ſind ſolche Waren nicht aufzunehmen, die am Tage ihres Eingangs ſogleich 
verbraucht werden (3. B. Backwaren, Milch und Fleiſch für den täglichen Bedarf), ſowie 
unbedeutende Zutaten (z. B. Gewürze, Salz, Eſſig). Die Spalten des Wirtſchaftsbeſtands⸗ 
buchs ſind für die verſchiedenen Warenvorräte einzurichten. Die Warenbezeichnung iſt oben 
in die Spalte einzutragen. Sobald die Spalte für eine Ware voll iſt, wird für dieſe Ware 
die nächſte freie Spalte zur Fortſetzung der Eintragungen einzurichten ſein. Die Waren⸗ 
eingänge ſind ſofort am Tage des Eingangs einzutragen. Die Waren ausgänge 
tollen wöchentlich nur einmal ſummariſch auf Grund des Wochen-Küchenzettels (vgl. nächſten 
Abſatz) eingetragen werden; gleichzeitig iſt der hiernach verbleibende Beſtand einzuſetzen. 
Der Lagerführer muß die Eintragungen im Wirtſchaftsbeſtandsbuch an Hand der Liefer⸗ 
zettel (Lieferbücher) und der Küchenzettel prüfen und durch Stichproben feſtſtellen, ob die 
Beſtände wirklich vorhanden ſind. Die vorgenommene Prüfung der Eingänge und Aus⸗ 
gänge ſowie des Beſtandes auf Grund von Stichproben iſt jeweils im Wirtſchaftsbeſtandsbuch 
zu vermerken. Falls die Ehefrau eines verheirateten Lagerführers als Wirtſchaftshilfe tätig 
iſt, muß die Prüfung einem Gruppenführer übertragen werden. 


Der Lagerführer hat im Benehmen mit der Wirtſchaftshilfe einen Wochen⸗Küchenzettel 
(Muſter wird dem Wirtſchaftsbeſtandsbuch beigefügt) im voraus herauszugeben, der Angaben 
über die für jede Mahlzeit zu verbrauchenden Warenmengen und die Koſten enthält. Bei 
nachträglichen Anderungen iſt der Küchenzettel zu berichtigen. Die aus den Vorräten des 
Lagers entnommenen Waren ſind am Schluß des Küchenzettels zuſammenzuſtellen, damit 
ſie in das Wirtſchaftsbeſtandsbuch übernommen werden können. 


Amtlicher Teil 


— —— ' — — — 


13. Die aus Mitteln des Landjahrlagers beſchafften und ſonſtigen nicht dem Ver⸗ 
mieter gehörenden Gegenſtände und Gerätſchaften ſind in einem Inventarverzeichnis nach 
anliegendem Vordruck (Anl. 3) nachzuweiſen. Es iſt in folgende Hauptabſchnitte zu unter⸗ 
teilen: A. Bücher, B. Kleidung und Wäſche, C. Einrichtungsgegenſtände, D. Handwerkszeug, 
E. Gartengeräte, F. Sportgeräte, G. Muſikinſtrumente, H. Sonſtiges. Zwiſchen den einzelnen 
Hauptabſchnitten ſind mehrere Seiten für die fortlaufenden Eintragungen frei zu laſſen. 
Während das Bücherverzeichnis (Hauptabſchnitt A) in einem Heft für ſich angelegt werden 
kann, müſſen die übrigen Hauptabſchnitte zu einem weiteren Heft (Buch) zuſammen⸗ 
gefaßt werden. Die Seiten jedes Heftes oder Buches ſind fortlaufend zu numerieren, die 
Geſamtzahl der Seiten iſt auf der erſten Seite zu vermerken. Inventarverzeichniſſe, die 
bereits eine ähnliche Einteilung in Hauptabſchnitte aufweiſen, können zunächſt weitergeführt 
werden. Alle ſonſtigen Inventarverzeichniſſe ſind entſprechend vorſtehender Anordnung 
neu aufzuſtellen. 

Die Gegenſtände und Geräte ſind mit dem Zeichen, unter dem ſie in das Inventar⸗ 
en eingetragen find (3. B. B 36), und möglichſt mit dem Namen des Landjahrlagers 
zu verſehen. 


14. In jedem Landjahrlager iſt ein Portobuch nach folgendem Muſter zu führen: 


Einnahme 
AM Rpf 


Ausgabe 
RM Rpf 


Tag Anzahl und Art Anſchrift 
und Monat der Sendungen der Sendungen 


— . .— ä i — 


Sr 
fende 
Nr. 


Die aus den Verwaltungsmitteln des Lagers eingekauften Poſtwertzeichen ſind in 
Spalte „Einnahme“ und die für Dienſtzwecke verwendeten Poſtwertzeichen in Spalte „Aus⸗ 
gabe“ nachzuweiſen. Das Portobuch iſt monatlich abzuſchließen. Der nach Abzug der Ausgabe 
von der Einnahme verbleibende Beſtand iſt in Spalte „Einnahme“ des folgenden Monats 
zu übertragen. Zum Abſchluß des Kaſſenbuches nach Beendigung des Landjahrs iſt auch 
das Portobuch abzuſchließen, deſſen etwaiger Beſtand im Kaſſenbuch beim Unterabſchnitt 
Verwaltung wieder zu vereinnahmen iſt. 


15. Die Jungen⸗ (Mädel⸗) Kaffe, in der die Taſchengelder aus der Lagerkaſſe und 
ſonſtigen Privatgelder der Landjahrpflichtigen verwaltet werden, iſt von einem Gruppen⸗ 
führer getrennt von der Lagerkaſſe zu führen. Die Regierung (Landjahrbüro) in Hildesheim 
hat für die Konten der Landjahrpflichtigen eine Karteikarte herausgegeben, deren Benutzung 
empfohlen wird. 


Abſchnitt IV. 


Die Kaſſenbücher und Wirtſchaftsbeſtandsbücher werden von hier aus geliefert. 
Späteſtens bis zum 25. März jedes Jahres iſt der genau ermittelte Bedarf an Kaſſenbüchern 
bei der Regiſtratur L meines Miniſteriums anzufordern. Bei Überſendung der Kaſſenbücher 
werden die notwendigen Vordrucke für die Wirtſchaftsbeſtandsbücher und monatlichen Kaſſen⸗ 
buchauszüge ſowie Muſterauszüge und Abdrucke dieſes Erlaſſes zur Unterrichtung des Lager⸗ 
führers beigefügt. f 

Die erforderlichen Vordrucke der Anlagen 1—3 ſind bei den Regierungspräſidenten 
anzufertigen. Der Regierungspräſident in Köln wird beauftragt, die Quittungsbücher für 
Ausgaben während der Großfahrt (vgl. Abſchn. III Nr. 7 Abſ. 2) herſtellen zu laſſen. 


Dieſer Erlaß wird auch im Reichsminiſterialamtsblatt Deutſche Wiſſenſchaft und 
Preußiſchen Beſoldungsblatt veröffentlicht. 


Berlin, den 20. März 1937. 


Der Reichs⸗ und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. 
In Vertretung: Zſchintzſch. 


An die Herren Regierungspräſidenten. — Abſchrift zur Keuntnisnahme an den Herrn Stadt- 
präſidenten der Reichshauptſtadt Berlin und den Herrn Reichskommiſſar für das Saarland 
in Saarbrücken. — Abdrucke an die Unterrichtsverwaltungen der Länder Württemberg, 
Sachſen, Braunſchweig und Bremen. — L 1500/70. 

(RMinAmtsbl Dtſch Wiſſ. 1937 S. 161.) 
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Inventar⸗ 
verzeichnis und 
Inventariſation. 


Portobuch. 


Zungen (Mädel⸗) 
Kaſſe. 


Beſchaffung der 
Kaſſenbücher 
und ſonſtigen 

Vordrucke. 
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Anlage 1 zu I. 1500/ 170 vom 20. März 1937. 
. UNE RU ER Te IRRITe 


[Borderjeite.] 


Nachweis über die Belegſchaft des Landjahrlagers in 


für den Monatz = = EN 193.25 
I a re 
Kameradſchafts⸗ Land⸗ Kameradſchafts⸗ Land⸗ 
Tag Erzieher führer, Mädelſchafts⸗ jahr⸗ Tag Erzieher führer, Mädelſchafts⸗ jahr⸗ 
führerinnen pflichtige führerinnen pflichtige 
. A „ ed RE 35553 * 
2% he ! 17. EEE nn 
%; ee | a = IS T a ee 277 
GER 2 BE." A AN A TI Me N er RE NET a 
De 2.222. tr, ee ee DAR. ter e 
8 „ 21 rer Eye N ee 
7. bb 
))) He a RE RE, SEEN Da ee ug 
•FF„%% T 88 c m E 
162!!! ae | 25 % PP RE 5 
0 2 0 f. ee 
12, 2... ER EEE N 2ER A e 
I Re EN 28. ||. GREEN ne 
N 2.2. ee VE SW  , | 
Vase... 2... RE 50. e Men ee 
JJ ne a FR a en I, 
Zuüber⸗ ee 
tragen: MM ( ( ee EEE Ne TonfscDE FE T Ser 


Die Richtigkeit der Angaben beſcheinigt: 
Der — Die — Landjahrlagerführer (führerin) 


*) Am letzten Tage des Monats abzuſchließen und in doppelter Ausfertigung dem Regierungspräſidenten einzureichen. 


[Rückſ 


eite. 


Auf Grund der untenſtehenden Erklärung rechne ich mit einer Monatskopfzahl von 


Erziehern, 


Kameradſchaftsführern (Mädelſchaftsführerinnen), 


Landjahrpflichtigen. 


Der — Die — Landjahrlagerführer (⸗führerin) 


Erklärungen zu Veränderungen in der Belegſchaft 
(3. B. Aufenthalt der vorübergehend abweſenden Kameradſchaftsführer, Mädelſchaftsführerinnen und 


Landjahrpflichtigen): 
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Anlage 2 zu L 1500/170 vom 20. März 1937. 
[Borderjeite.] 
JV%%%%%%%C nenn — n 


r y 00... 


Auszahlungsanordnung über die Betriebsmittel des Landjahrlagers 


EE! ¾ Me 
a) Auf Grund des beiliegenden Nachweiſes über die tatſächliche Belegſchaft im Mona 193 
ſtanden dem Landjahrlager folgende Betriebsmittel zu: 
Monatskopfzahl der Erziehen RU Nr EN: 
Kameradfchaftsführer ...... 1 IE A FREE, 
5 Maäͤdelſchaftsführerinnen 1 901 - 2 5 ® 
3 kameradſchf. 5 FT. UN 
" „ vorübergehend abweſenden Mädelſch hh. . e 1 
2 e, ce een. u I ee ee 
„ „ vorübergehend abweſenden Landjahrpfl. . e e 
zuſammeen neee RM 
Die Betriebsmittel auf Grund des Voranſchlages für den Monat beirnge n 
mithin wiedereinzuziehen — nachzuzahlen - ùhh e SHSIT, 
b) Auf Grund des ebenfalls beiliegenden Voranſchlages für die Belegſchaft im Monat E 
werden die Betriebsmittel vorausſichtlich betragen: 
Monatskopfzahl der Erzielheueer tt 0,80 M 2 RM 
Lameradſchaftsführe n „1 zn y 
0 Maädelſchaftsführerinnen f ; 
fr „ Sandjahrpflihtigen --- --- =. 2... m 1,10 „ 2 
Summe nn HM 


Die Staatliche Kreiskaſſe weiſe ich an, dem Landjahrlager im ---- n = 
unter Anrechnung des nach a wiedereinzuziehenden — nachzuzahlenden —*) Betrages vo 


er M an Betriebsmitteln Monat für den den Betrag von 
. —＋ RE 5 Doo ee nn NM (buchitäblich: uſw.) zu 
Feftgeftellt: zahlen und in der Rechnung der Verwaltung für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 


für das Rechnungsjahr 193. bei Kap. 184 Tit. 51 der Ausgabe nachzuweiſen. 
Der angewieſene Betrag iſt durch Überweiſung auf das Konto des Landjahrlagers 
1 gleichen Raten im voraus zu zahlen. 


*) Unzutreffendes durchſtreichen. 
[Rückſeite. 
2. An Herrn — Fräulein — Landjahrlagerführer (führerin) i 
Abſchrift (von 1) überſende ich mit der Anweiſung, die von der Staatlichen Kreiskaſſe überwieſenen 


Raten im Kaſſenbuch in Einnahme für den Monat .............. 193. nachzuweiſen und den 

Geſamtbetrag auf die Unterabſchnitte (Spalte Verpflegung uſw.) wie folgt zu verteilen: 

r ae EL ha n 
leid. re. 5 
/ ENT, „„ 1 
Feſtgeſtellt: Verwaltungen „ 
. Taſchengelldddi == 

Summe En AM 


Die vorſtehend verteilten Beträge dürfen nur für den angegebenen Zweck verwendet werden. 
Es iſt unzuläſſig, etwaige Erſparniſſe bei einzelnen Unterabſchnitken auf andere zu übertragen und 


ür deren Zwecke zu verbrauchen. 
f 3 5 0 Im Auftrage: 
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Anlage 3 zu L 1500/170 vom 20. März 1937. 


Verzeichnis 


für das Landjahrlager in 


angeſchafften Gebrauchsgegenſtände und Gerätſchaften. 


Lfd. Tag | Gegenſtand 


Nr. Anzahl 


der Anſchaffung 


Urſache etwaigen Abganges Beſtand 


Sonſtiges 
190. Elektriſche Maßeinheiten. 


Auf Grund des $ 10 des Geſetzes vom 1. Juni 
1898, betreffend die elektriſchen Maßeinheiten, 


werden den Syſtemen 18] und 10] folgende 
Elektrizitätszählerformen als Zuſatz eingereiht: 
2 
J. Zuſatz zu Syſtem 188], die Formen DO8r, 
TD08r, D08a, TDOSa, D08ra und TDosra, 
Induktionszähler für Drehſtrom ohne Null- 
leiter, 


7 — 

II. Zuſatz zu Syſtem 189], die Formen BVDosr, 
{BVD08r, BVD08ra und TBVD08ra, In⸗ 
duktionszähler für Drehſtrom ohne Nulleiter 
zur Meſſung des Blindverbrauches, 


| 
III. Zuſatz zu Syſtem 155, die Formen DU8r, 
TDU8r, DU8Sa, TDUSa, DU8ra und TDUsra, 


Induktionszähler für Drehſtrom mit Null⸗ 
leiter, 


— 
VI. Zuſatz zu Syſtem 190, die Formen BVDUß8r, 
TBVD UST, BVDU8ra und TBVDUß8ra, In⸗ 
duktionszähler für Drehſtrom mit Nulleiter 
zur Meſſung des Blindverbrauches, 
ſämtlich hergeſtellt von der Allgemeinen Elektricitäts⸗ 
Geſellſchaft in Berlin. 

Eine Beſchreibung wird in der Zeitſchrift 
„Elektrizitätswirtſchaft“ veröffentlicht. Sonderdrucke 
dieſer Veröffentlichung können von der Franckhſchen 
Verlagshandlung in Berlin Wö 62, Lützowplatz 1, 
bezogen werden. 


Berlin⸗Charlottenburg, den 15. März 1937. 


Der Präſident 
der Phyſikaliſch⸗Techniſchen Reichsanſtalt. 
In Vertretung: Gehrcke. 


(RMinAmtsbltſch Wiſſ. 1937 S. 176.) 


Inhaltsnachweis nach dem Datum der Verfügungen 


a) Reich und Preußen Seite 


Für das Reich: 


Arbeitstagung der Sachbearbeiter für Leibeserziehung an 
Schulen und Hochſchulen in der Führerſchule Neuſtrelitz. Vom 


20 Februar 19 8 160 
Fachbuchwerbung 1937. Vom 10. März 1937......... 147 
Auswahl und Einberufung der Anwarter für den Schulaufſichts⸗ 

Deut Von nn , 153 
Nationalſozialiſtiſche Bibliographie. Vom 11. März 1937 151 
Schulzahnpflege Vom la n 8 153 
Einführung des Arbeitsbuches. Vom 16. März 19377 147 
Bildung eines Forſchungsrats. Vom 16. März 1935 151 
Buchbeſtellungen durch die Schulen. Vom 16. März 1937 . . 154 
Reichswerbe⸗ und Opfertag für das Deutſche Jugendherbergs⸗ 

nds Bon 168 nr, 154 
ie e OST 150 
Ablegung des Treuegelöbniſſes durch Angeſtellte. Vom 

MER März 19837 : EN 150 
Übergangsbeſtimmungen zur Vereinheitlichung des höheren 

Schulweſens. Vom 20. März 19277ʒ5ʒ 155 
Geburtstag des Führers. Vom 24. März 1937 ........ 153 
Preisausſchreiben. Vom 24. März 1932. 158 


Für Preußen: Seite 

Einführung in den neuzeitlichen Muſikunterricht an Volks⸗ 
chene Was IB z 00 ee an mon 157 
Privatunterricht an Juden. Vom 12. März 1937... .... 157 

Zentralſtelle für petrographiſche Vor⸗ und Frühgeſchichte. Vom 
13. März 198 Fe RE 5, WERE 152 

Lehrgang zur Ausbildung von Schwimmlehrern und Schwimm⸗ 
lehrer innen. Von 18. Marz 1 160 
Elektriſche Maßeinheiten. Vom 15. März 193. 176 
Kirchenamtszulage für Volksſchullehrer. Vom 18. Marz 1937 157 
Geburtstag Ludwig Uhlands. Vom 19. März 1937 157 
ae in den ländlichen Berufsſchulen. Vom 19. März 155 


b) Anterrichtsverwaltungen der anderen Länder 
Keine Erlaſſe 


